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Begründung  gemäß § 2a BauGB :  

Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Baul eitplans 
 

1. Veranlassung sowie Ziele und Zwecke der Planaufstellung 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes ´Erweiterung Rheinhessen-Fachklinik` wird erforderlich, um 

den Bedarf dieser im Südosten des Stadtgebietes von Alzey gelegenen Klinik an Erweiterungsflächen 
für weitere Gebäude, Einrichtungen und Anlagen auf einem unmittelbar an das Bestandsgelände an-
grenzenden Bereich planungsrechtlich zu sichern (s. Abb. 1). 

Die Rheinhessen-Fachklinik Alzey (RFK) ist ein Behandlungszentrum für Psychiatrie, Psychothera-
pie, Psychosomatik, Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie Neurologie mit derzeit mehr als 800 Bet-
ten und Plätzen in der Trägerschaft des Landeskrankenhauses Rheinland-Pfalz (AöR). Die Klinik ist 
Zentrum eines Versorgungsverbundes mit Tageskliniken, Institutsambulanzen und komplementären, 
außerklinischen Versorgungsaufgaben. Sie beschäftigt mehr als 1.400 Mitarbeitende und ist akade-
misches Lehrkrankenhaus der Universität Mainz. 

 
Abb. 1: Übersicht über die Lage des Plangebietes südöstlich der Siedlungslage der Stadt 

Alzey (unmaßstäblich). 
[Quelle: Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz 
(�����������	
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Geobasisdaten: Kataster- und Vermessungsverwaltung Rheinland-Pfalz]. 

 

Die Kapazitäten der vorhandenen Einrichtungen der Fachklinik können seit Jahren nicht mehr mit 
dem nachgefragten Bedarf an Behandlungen mithalten. Auf dem bestehenden, insgesamt ca. 27,4 ha 
großen Gelände der im Jahre 1908 gegründeten Klinik stehen inzwischen aber auch keine Flächen für 
die dringend benötigten Erweiterungsmöglichkeiten zur Verfügung, zumal der traditionelle weitläufige 
Charakter des stark durchgrünten, von altem Baumbestand geprägten und somit überwiegend parkartig 
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angelegten Geländes - aus ökologischen, ästhetischen und lokalklimatischen, aber nicht zuletzt auch aus 
gesundheitlich-therapeutischen Gründen - nicht verändert werden soll.  

Die einzige darin liegende größere zusammenhängende Freifläche, die ca. 1,25 ha groß ist und ohne 
nennenswerte Eingriffe in Baumbestände nachverdichtet werden könnte, ist zum einen bei weitem nicht 
ausreichend für den aktuellen Raum- und Flächenbedarf und ist zum anderen bereits für andere Nutzun-
gen vorgesehen.  .  

Daher wird eine räumliche Erweiterung unausweichlich, für die unmittelbar süd-südwestlich des 
Klinikgeländes vom Träger weitere Flächen gesichert werden konnten. Auf dieser Fläche sind nach 
aktuellem Planungsstand ein Gebäudekomplex für die Akut-Psychiatrie, ein weiterer für das Arbeitsfeld 
der Forensik, eine Adoleszentenstation, sowie ein zusätzlicher Heimbereich für kognitiv eingeschränkte 
Personen vorgesehen. Darüber hinaus sind ein Parkdeck sowie Nebenanlagen der Infrastruktur (wie 
bspw. eine Heiztechnik-Zentrale, Garagen, Stellplätze) und eine Sportanlage geplant.  

Das Erweiterungs-Gelände soll außerdem rundum großzügig eingegrünt werden, und es ist eine grö-
ßere Fläche für die naturnahe Bewirtschaftung des anfallenden Oberflächenwassers vorgesehen. 

Diese Erweiterungs-Vorhaben müssen über die Bauleitplanung planungsrechtlich gesichert werden 
(dazu s. Erläuterungen in Kap. 2 und 4.1). 

Die Stadt Alzey als Planungsträger hat naturgemäß ein großes Interesse, den betrieblichen Erforder-
nissen dieser bundesweit renommierten Fachklinik mit ihrer sehr hohen Zahl an qualifizierten Arbeits-
plätzen durch die Bauleitplanung Rechnung zu tragen und die langfristige nachhaltige Entwicklung des 
Klinikbetriebes mit zu unterstützen. 

Somit sind mehrere städtebauliche Belange, die nach § 1 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) in der Bau-
leitplanung insbesondere zu berücksichtigen sind, bereits Anlass für die Aufstellung der vorliegenden 
Planung, so v. a. (Nummerierung gemäß der Auflistung in diesem § 1 Abs. 6 BauGB) die Belange 

- der Wirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 a BauGB) und 
- der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen (§ 1 Abs. 6 Nr. 8c BauGB). 

Berücksichtigt werden dabei aber indirekt auch weitere städtebauliche Belange, so insbesondere 
- die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) – dies betrifft außer dem Personal 

auch die stationär hier untergebrachten und dauerwohnenden Patienten, 
- die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse (…) der 

jungen, alten und behinderten Menschen (…) (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB). 

Schließlich sind im Rahmen der vorliegenden Planung aber auch die Belange  
- des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege (§ 1 Abs. 6 Nr. 

7f. BauGB) 

in hohem Maße zu beachten und in die Gesamt-Abwägung einzustellen. 
 
 
 

2. Planungsrechtliches Verfahren / Aufstellungsbeschluss  
Das Plangebiet liegt im bauplanungsrechtlichen Außenbereich der Gemarkung Alzey und nicht im 

Geltungsbereich eines Bebauungsplanes.  
Die geplanten baulichen Anlagen fallen nicht unter die privilegierten Vorhaben im Sinne des § 35 

BauGB, wie dies z. B. bei Windenergieanlagen der Fall ist. 

Das geplante Erweiterungs-Vorhaben muss somit über die Neuaufstellung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes in diesem Teilbereich planungsrechtlich gesichert werden.  

Es sind weder die Voraussetzungen des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB noch die des 
beschleunigten Verfahrens im Sinne des § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) gegeben, 
sodass das Regel-Verfahren nach den §§ 3 und 4 BauGB durchzuführen ist. 
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Abb. 2: Orthofoto mit Abgrenzung des Geltungsbereiches (unmaßstäblich).   
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Der Rat der Stadt Alzey hat aus den in Kap. 1 genannten Gründen am 18.01.2021 die Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 100 ´Erweiterung Rheinhessen-Fachklinik` beschlossen. 
 
 
 

3. Beschreibung des Geltungsbereiches 
Das Plangebiet liegt südwestlich des bestehenden RFK-Geländes, welches von Norden aus von der 

L 409 (Dautenheimer Landstraße) erschlossen wird und sich ost-südöstlich der übrigen Kernstadt bis 
fast zur östlich folgenden A 61-Trasse erstreckt (s. auch Abb. 1 und 2). 

Der engere Geltungsbereich besteht ausschließlich aus Ackerflächen (im Jahr 2020 Getreideanbau), 
die lediglich an einer zentralen Stelle von einem schmalen, in Nord-Süd-Richtung durchgehenden Grün-
zug unterbrochen werden, der überwiegend aus Strauch- und Obstgehölz-Flächen, Einzelbäumen, Sträu-
chern sowie einigen Offenlandstrukturen gebildet wird.  

Im Nordosten wurde bereits ein Gebäude mit Personalwohnungen mit Nebenanlagen (Stellplätze, 
Tennisplatz u. a.) sowie Rasenflächen aus dem alten Klinikgelände in die südlich folgende Freifläche 
hinein erweitert; diese Teilfläche muss nicht mehr überplant werden und wird daher aus dem Geltungs-
bereich ausgespart.  
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Nähere Umgebung: 
Das Plangebiet wird im Norden und Nordosten durch das bestehende RFK-Gelände begrenzt. Dieses 

wird im Westen zunächst durch eine kleinparzellierte Garten- und Brachlandschaft begrenzt, die bis zu 
einem Entwässerungsgraben („Taubhausgraben“) reicht, welchem dann weiter westlich die Wohn-
gebiete der Josselin- und der Rechnitzstraße und sodann das Gustav-Heinemann-Schulgelände folgen. 

Westlich bis südwestlich, südlich sowie östlich des Geltungsbereiches folgen ansonsten ausschließlich 
ausgedehnte, weitgehend strukturfreie Landwirtschaftsflächen, die im Westen und Südwesten bis zur 
dortigen Bahnlinie und im Südosten und Osten bis zur Autobahntrasse der A 61 reichen: 

 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst folgende Grundstücke der Gemar-

kung Alzey: 
Flur 34: Flurstücke 27/1 und 28.          
Der Geltungsbereich ist ca. 72.865 qm groß.         

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches ergeben sich aus der zugehörigen Planzeich-
nung im Maßstab 1:1.500. 

 
 
 

4. Planungsrelevante Vorgaben / Rahmenbedingungen 
 

4.1 Einfügen in die räumliche Gesamtplanung / Übergeordnete Planungen 

·  Landesplanung (Landesentwicklungsprogramm - LEP IV):  

-  Raumstrukturgliederung der Landesplanung 
Die Stadt Alzey wird im Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) bereits den Verdichtungs-
räumen, und zwar den ‚verdichteten Bereichen mit disperser Siedlungsstruktur‘ (d. h. Bevölke-
rungsanteil in Ober- und Mittelzentren �  50%), zugeordnet. Verdichtete Bereiche sind durch eine 
überdurchschnittliche Verdichtung und günstige Erreichbarkeitsverhältnisse bestimmt. Die Stadt 
Alzey liegt in einem Raum, in dem mehr als 8 Zentren in weniger als 30 Pkw-Minuten erreichbar 
sind, der somit eine ‚hohe Zentrenerreichbarkeit und –auswahl‘ aufweist. Die Aufgabe der ver-
dichteten Bereiche besteht u. a. in der Entlastung der hoch verdichteten Bereiche und darin, den 
ländlichen Bereichen Entwicklungsimpulse zu geben. 

-  Für die Stadt Alzey weitere relevante Vorgaben des LEP IV: 
Gemäß der Vorgabe in Ziel 39 des LEP IV werden die „Gemeinden, die allein für ihren Verflech-
tungsbereich (Mittelbereich) eine vollständige Versorgung der mittelzentralen Funktionen leisten, 
(…) als Mittelzentrum (MZ) ausgewiesen“. Die Stadt Alzey ist laut LEP IV Mittelzentrum  und 
ist daher „… in dieser Funktion zu stärken und zu sichern (Sicherungsfunktion)“.  
Gemäß Karte 5 des LEP IV stellt das Mittelzentrum Alzey einen ‚ landesweit bedeutenden 
Arbeitsmarkt-Schwerpunkt‘ dar (Gemeinden, die bei den sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten einen Anteil von mindestens 0,5 % an der Gesamtbeschäftigung im Land erreichen).  
Der Landkreis Alzey-Worms wird außerdem der Europäischen Metropolregion Rhein-Main 
zugerechnet. Die sich aus dieser Zugehörigkeit ergebenden Entwicklungsmöglichkeiten sollen 
von den Gemeinden für die Eigenentwicklung genutzt werden (G 14 im LEP IV, Kap. 2.1.2).  

�  Durch die geplante Erweiterung der renommierten Fachklinik wird ein Beitrag geleistet, die 
Mittelzentrums-Funktionen der Stadt Alzey, einschließlich der Schaffung neuer Arbeits-
plätze, zu erfüllen. Dadurch wird auch ein wesentlicher Aspekt dieser im überregionalen 
Zusammenhang zu betrachtenden „Entwicklungsmöglichkeiten“ auf lokaler Ebene des Mit-
telzentrums umgesetzt und zudem auch der Status der Stadt als Arbeitsmarkt-Schwerpunkt 
gestärkt. 
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Allgemeine Vorgaben zur Siedlungsentwicklung 
Zur Steuerung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist anzustreben, die „quantitative Flä-
chenneuinanspruchnahme (…) landesweit zu reduzieren sowie die ggf. notwendige Flächen-
neuinanspruchnahme über ein Flächenmanagement qualitativ zu verbessern und zu optimieren. 
Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Bei einer Darstellung von neuen, 
nicht erschlossenen Bauflächen im planerischen Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB ist durch 
die vorbereitende Bauleitplanung nachzuweisen, welche Flächenpotenziale im Innenbereich vor-
handen sind und aus welchen Gründen diese nicht genutzt werden können, um erforderliche 
Bedarfe abzudecken.“ (Ziel 31 in Kap. 2.4.2; Wortlaut der letzten beiden Sätze gemäß der 2. 
Änderung des LEP IV vom 21.07.2015).“ 
In den Regionalplänen sind dazu „mindestens für die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
Schwellenwerte als Ziele der Raumordnung zur weiteren Wohnbauflächenentwicklung vor dem 
Hintergrund der absehbaren demografischen Entwicklung festzulegen“ (Ziel 32 in Kap. 2.4.2).  

�  Dazu siehe Erläuterungen am Ende des nachfolgenden Unterpunkts „Regionalplanung“ (zu 
den entsprechenden Vorgaben des Regionalen Raumordnungsplanes). 

·  Regionalplanung 
(Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe – RROP 2014):  
- Im RROP ist der Geltungsbereich als Teil der um die Siedlungslagen ausgewiesenen ´Sonstigen 

Freiflächen` dargestellt (s. Abb. 3). 

 
Abb. 3: Auszug aus dem RROP mit Markierung (blauer Kreis ) der Lage des 

Geltungsbereiches im Zentrum des Bildes (unmaßstäblich).   
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- Gemäß der Raumstrukturgliederung wird die Stadt Alzey-Land auch im RROP zu den verdichteten 
Räumen mit disperser Siedlungsstruktur (dazu s. o.) gezählt. 

- Sie ist auch im RROP Mittelzentrum und nimmt somit die Grundversorgung mit Gütern und Dienst-
leistungen auch für seinen Nahbereich wahr; sie ist Standort zur Konzentration von Einrichtungen 
der überörtlichen Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen, der aber als Versorgungs-
schwerpunkt des jeweiligen Verflechtungsbereiches auch das Rückgrat dieser Versorgungsebene 
darstellt.  

- Über den Rahmen der Eigenentwicklung hinaus können den Gemeinden besondere Funktionen zu-
gewiesen werden, sofern diese sich in ihrer Bedeutung für die regionale Siedlungsstruktur deutlich 
von der Eigenentwicklung abheben. Der Stadt werden folgende besondere Funktionen zugewiesen: 

- Besondere Funktion Wohnen (Gemeinde, die über ihre Eigenentwicklung hinaus verstärkt 
Wohnbauflächen ausweisen soll; diese Gemeinden müssen dieser Zuweisung durch eine ent-
sprechende Ausgestaltung ihrer Bauleitplanung Rechnung tragen). 

- Besondere Funktion Gewerbe (Gemeinde, in der über ihre Eigenentwicklung hinaus verstärkt 
Gewerbeflächen ausgewiesen und erschlossen werden sollen, soweit nicht vorrangig auf 
Gewerbebrachen und Konversionsflächen zurückgegriffen werden soll). 

- Außerdem werden im Ziel Z 17 im RROP „Wirtschaftsachsen, die über überregionale sowie 
regionale Bedeutung verfügen“, definiert. Dazu werden u. a. auch die Bereiche entlang der A 61 
und der A 63 gezählt, weshalb auch die Stadt Alzey ausdrücklich dazu gerechnet wird.  

- Südlich bis südöstlich des Plangebietes folgt ein großräumiger Regionaler Grünzug, der hier im 
Wesentlichen das engere Tal des Weidasser Baches mit seinen Randbereichen umfasst. Das Plan-
gebiet liegt aber weit genug davon entfernt; Auswirkungen auf die Funktionen dieses Grünzuges 
sind nicht gegeben.  

- Auch sonstige im RROP ausgewiesene Vorranggebiete oder Vorbehaltsgebiete liegen weit genug 
entfernt, dass ihre Funktionen von Auswirkungen der Planung nicht betroffen sein können. 

- In Abschnitt II. Kap. 1.2 (´Demographische Entwicklung`) des RROP 2015 wird als Grundsatz 
(G 3) gefordert, dass „unter Berücksichtigung des demographischen Wandels auf gleichwertige 
Lebensverhältnisse und eine tragfähige Sozialstruktur hingewirkt werden“ [soll]. Dazu werden 
eine ausreichende Bereitstellung von Wohnraum, gesunde Umweltbedingungen, ein breites Ange-
bot an Arbeitsplätzen unterschiedlicher Anforderungen, eine bedarfsgerechte Ausstattung mit 
Infrastruktureinrichtungen und eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
angestrebt. Dies schließt die Sicherung der Daseinsvorsorge mit ein. Die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der verschiedenen Bevölkerungs- und sozialen Gruppen (Frauen, Familien und Kin-
dern, älteren Menschen sowie Menschen mit Behinderungen) sollen Berücksichtigung finden“ 
(Hervorheb. nur hier). 

In der Begründung zu diesem Kapitel heißt es u.a.: 
„Die demographischen Verschiebungen werden auch Folgen für die Sicherung der Daseinsvor-
sorge haben. (…). Die Zahl der Arbeitskräfte stagniert bereits. Sie wird aufgrund der älter wer-
denden Bevölkerung weiter zurückgehen und muss durch eine höhere Erwerbsbeteiligung aufge-
fangen werden. (…).. 
Die sich aus dem demografischen Wandel ergebenden ökonomischen Chancen für neue Produkte 
und Dienstleistungen, vor allem in den Bereichen Gesundheit, Betreuungsdienste und Tourismus, 
sollen zum Erhalt und Aufbau neuer Beschäftigungsfelder und Arbeitsplätze genutzt werden“. 

�  Durch die Planung der Erweiterung des Klinik-Geländes wird ein Beitrag geleistet, die Mit-
telzentrums-Funktionen der Stadt Alzey, einschließlich der Schaffung neuer Arbeitsplätze 
(gerade im Gesundheits- und Betreuungswesen) entlang dieser Wirtschaftsachse mit über-
regionaler Bedeutung, zu erfüllen. 
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- Als grundsätzliches Ziel einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist im RROP zudem der 
(inzwischen ja auch im Baugesetzbuch – u. a. in § 1 Abs. 5 und in § 1a Abs. 2 – verankerte) Vor-
rang der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung festgesetzt worden, so u. a. in Kap. 2.2.5:  

- "Z 23 Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Bei einer Ausweisung von 
neuen, nicht erschlossenen Bauflächen im planerischen Außenbereich i. S. des BauGB ist durch 
die Bauleitplanung nachzuweisen, welche Flächenpotenziale im Innenbereich vorhanden sind 
und aus welchen Gründen diese nicht genutzt werden können, um erforderliche Bedarfe abzu-
decken“.  

Dieser Ansatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ wurde im neuen RROP – auf Grundlage 
der diesbezüglichen Vorgaben des LEP IV und des Baugesetzbuches – noch stärker in den Fokus 
der Entwicklung gerückt. 

�  Bereits in Kap. 1 wurden Aussagen zur besonderen Standortwahl getroffen. Zum einen han-
delt es sich nicht um eine neue Planung bzw. Ansiedlung, sondern um die aus Kapazitäts-
gründen bereits seit längerem ins Auge gefasste, nun aber dringend erforderliche Erweite-
rung des bestehenden Klinik-Standortes, die natürlich nur in unmittelbarer Nähe sinnvoll 
ist. Dazu kommt lediglich eine räumliche Ausdehnung in die nun festgelegte Richtung in 
Frage, da ansonsten die Landesstraße (im Norden), Autobahn (im Osten) und Wohngebiet 
im Osten nennenswerte Expansionen unmöglich machen oder zumindest erschweren.  
Auch wurde in Kap. 1 bereits erwähnt, dass eine „Innenentwicklung“ im Bestandsgelände 
in Form einer Nachverdichtung im Hinblick auf den aktuellen Flächenbedarf für die genann-
ten Einrichtungen nicht möglich ist, da die einzige darin liegende größere zusammenhän-
gende Freifläche, die ca. 1,25 ha groß ist und ohne nennenswerte Eingriffe in Baumbestände 
nachverdichtet werden könnte, zum einen bei weitem nicht ausreichend für den aktuellen 
Raum- und Flächenbedarf und zum anderen bereits für andere notwendige Nutzungen vor-
gesehen ist.  .  
Aus diesen Gründen ist die Erweiterung in den bisherigen Außenbereich unumgänglich, 
wozu der Träger sich hier bereits vor längerem entsprechende Flächen gesichert hatte.  Der 
Träger der Fachklinik sowie die Stadt Alzey als Planungsträger haben daher im vorliegenden 
Fall auch keine Möglichkeit, dem in § 1a Abs. 2 BauGB S. 1 verankerten Gebot des 
sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden sinnvoll Rechnung zu tragen. 
Die in dem besagten Paragrafen angemahnte „Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-
nahme von Flächen für bauliche Nutzungen (…), insbesondere durch Wiedernutzbar-
machung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung“, 
auch um die „Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen“, sind aus diesen 
Gründen hier nur begrenzt (durch die im Bebauungsplan nun festgesetzte Begrenzung der 
Überbaubarkeit und der Sicherung möglichst großer Flächen als naturnahe Räume) erfüllbar.  

- Sonstige planungsrelevante Vorgaben aus dem RROP sind nicht erkennbar. 
 

·  Flächennutzungsplanung:  
Im derzeit wirksamen FNP von 1998 wird das gesamte Plangebiet überwiegend noch als Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt (s. Abb. 4). Lediglich an allen Rändern (außer im Osten) des nun 
abgegrenzten Geltungsbereiches sind Grünflächen, in Verbindung mit Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10 
BauGB, dargestellt. 
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Abb. 4:  
Auszug aus dem wirksamen FNP der 
Stadt Alzey mit Markierung des 
Änderungsgebietes. 
[Quelle: Stadtplanungsamt Alzey; 
Stand 1998 / 2020]. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die entsprechende 10. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes ist bereits in Arbeit.  
Darin wird für den Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanung – analog zur Zielsetzung der 
vorliegenden Bebauungsplanung - ein Sondergebiet „Klinik“ ausgewiesen (s. Abb. 5).   

 
Abb. 5:  
Auszug aus dem Vorentwurf der 
10. Änderung des FNP der Stadt Alzey 
mit Markierung des Ände-
rungsgebietes. 
Quelle: Stadtplanungsamt Alzey; Stand 
02/2020.] 
 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vor der Offenlage ist noch zu prüfen, inwieweit die Randeingrünungs-Festsetzungen im vorliegenden 
Bebauungsplan auch in der FNP-Zeichnung als solche separat dargestellt werden sollen.    
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Somit soll der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zum Flächennutzungs-
plan erstellt werden, bedarf aber im Falle der Bekanntmachung vor Wirksamkeit des Flächennut-
zungsplanes der Genehmigung durch die Kreisverwaltung. 

·  Landschaftsplanung: dazu s. Umweltbericht.     [ folgt zur Öffentlichen Auslegung ]  

·  Fachplanungen: Es sind für das Plangebiet – mit Ausnahme der bisher vorliegenden Vorplanungen 
für die Erweiterungsinhalte der Klinik selbst - keine planungsrelevanten Fachplanungen bekannt.  
 
 

4.2 Schutzgebiete oder –objekte / Sonstige planungsrelevante Vorgaben 

Im Folgenden wird aufgelistet, welche (durch unterschiedliche Rechtsgrundlagen begründete) Schutz-
gebiete oder –objekte oder sonstige potenziell planungsrelevante Vorgaben durch die vorliegende Pla-
nung betroffen sein könnten. 

·  NATURA 2000-Gebiete (FFH-Gebiete / Vogelschutzgebiete):  
Es sind keine NATURA2000-Gebiete in der näheren und weiteren Umgebung (bis 3 km Entfernung) 
von der Planung betroffen. 

·  Sonstige Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht:  
Das Plangebiet berührt auch keine sonstigen Schutzgebiete naturschutzrechtlicher Art.  
Das nächste Gebiet ist ein Teilabschnitt des erst ca. 650m südöstlich folgenden Landschaftsschutz-
gebietes „Selztal“. 

·  Schutzgebiete nach Wasserrecht:  
Es sind keine Schutzgebiete nach Wasserrecht (Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete o. ä.) von der Planung tangiert. 

*  Sonstige wasserrechtliche Vorgaben:  
Wasserrechtlich begründete Abstände zu einem Gewässer sind nicht zu beachten. 
Das Gebiet liegt auch außerhalb von Flächen, die gemäß der Hochwassergefahren- oder Hochwas-
serrisiko-Karten in irgendeiner Form von Überflutungen betroffen sein könnten.Schutzgebiete / -
objekte nach Denkmalschutzrecht:  
Im Geltungsbereich sind keine denkmalrechtlich begründeten Schutzgebiete oder –objekte (ein-
schließlich Bodendenkmale und Grabungsschutzgebiete) oder deren Umgebung vorhanden. 
In der Denkmalliste des Landkreises Alzey-Worms ist allerdings die Gesamtanlage der Rheinhessen-
Fachklinik („Dautenheimer Landstraße 64/66“) enthalten und somit denkmalschutzrechtlich ge-
schützt [Quelle: GENERALDIREKTION KULTURELLES ERBE RHEINLAND-PFALZ: Nachrichtliches 
Verzeichnis der Kulturdenkmäler – Kreis Alzey-Worms; Stand 03.01.2020]: 

„Dautenheimer Landstraße 64/66  
ehem. "Landes-Irrenanstalt", ab 1905 nach Plänen des Hochbauamtes Mainz (Ltg. Regierungs-
baumeister Paul Kubo) in großzügiger Gartenanlage errichtet; Ensemble in Heimatstilformen mit 
vom Jugendstil beeinflussten barockisierenden Motiven, ein- bis zweigeschossige, tlw. mehr-
flügelige Putzbauten (Pförtnerhaus, Direktorenwohnhaus, Kranken- und Pflegebauten, Kapelle, 
Verwaltungsgebäude, Leichenhalle); Verwalterwohnhaus um 1914 von Heckmann; Gutshof 
1920er Jahre; Gesamtanlage“. 

·  Schutzgebiete nach sonstigem Recht: 
Es werden keine sonstigen Schutzgebiete von der Planung tangiert. 
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4.3 Sonstige flächen- bzw. bodenrelevante Informationen 

·  Baugrund / Böden 

Die Aussagen des Baugrund-Gutachtens1, so u. a. zur Erschließung und Bebauung sowie zur Ver-
sickerung sind zu beachten.  

Das Gutachten ist Bestandteil der Begründung. 

Das Gutachten konstatiert zur grundsätzlichen Bebaubarkeit folgendes:  
„Für die Bebauung ist von geringen bis mittleren Tragfähigkeiten des stark bindigen Untergrundes, 

je nach Fundamentierung, Baukörper, Einbindetiefe etc., (…) auszugehen.  
Im Falle von Unterkellerungen sind Abdichtungsmaßnahmen wegen der möglicher Staunässen in ver-

schiedenen Tiefen einzuplanen. 
Für die einzelnen Bauvorhaben sind deshalb entsprechend abgestimmte Baugrundgutachten erfor-

derlich“.  (GEOTECHNIK 2020, S. 8). 
Dies wird alleine schon wegen der Lage in einem vermuteten Hangrutschgebiet notwendig. Zu den 

aus dem Gutachten entnommenen Vorgaben zu den notwendigen Vorkehrungen und Maßnahmen in-
folge dieser Lage sei auf den nachfolgenden Unterpunkt zur „Hangstabilität / Rutschungsgefährdung“ 
verwiesen. 

Über die gutachterlichen Aussagen hinaus sollten generell aber auch stets die Anforderungen der fol-
genden Regelwerke an den Baugrund und an geotechnische Aspekte beachtet werden:  

- DIN 1054 (Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau),  
- DIN 4020 (Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke),  
- DIN 4124 (Baugruben und Gräben - Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten), sowie 
- DIN EN 1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allge-

meine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds). 
Bei allen Bodenarbeiten sind zudem die Vorgaben der  
- DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial) und der  
- DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten)  
zu berücksichtigen. 
 
 

·  Hangstabilität / Rutschungsgefährdung 

In den Geltungsbereich ragt eine Fläche hinein, die laut Kartenviewer des Landesamtes für Geologie 
und Bergbau (Mainz) als „vermutetes Rutschgebiet“ eingestuft wird.  

Zur Sicherung der kommunalen Hinweispflicht werden die Plangebietsflächen daher im Bebauungs-
plan gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB gekennzeichnet als "Flächen, bei deren Bebauung besondere bau-
liche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaß-
nahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind"; auch werden diese Kennzeichnung und die daraus 
resultierenden Erfordernisse in Abschnitt III des Satzungstextes entsprechend erläutert. 

Es handelt sich hierbei insbesondere um bautechnische Maßnahmen und Vorkehrungen, die aufgrund 
der Lage in dem vermuteten Rutschgebiet bei einem Bau von Gebäuden, von Straßen, von Kanälen und 
Leitungen etc. – gemäß den Vorgaben des o. g. geotechnischen Gutachtens - notwendig sind.  

Das Gutachten nimmt zu diesem Aspekt wie folgt Stellung: 
„Augenscheinlich sind zur Zeit in diesem Bereich keine Hinweise auf akute Rutschungen festzustel-
len. Sollte es jedoch einmal mehrere extrem nasse Jahre in Folge geben oder vor allem auch bei 

 
1·  GEOTECHNIK – FEIN BÜDINGER WELLING (2020): Baugrundgutachten. Projekt: Erweiterungsfläche 

Rheinhessen-Fachklinik`, Alzey. 06.10.2020, Mainz. 
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zukünftigen, baulichen Eingriffen in den Hang (z.B. größere und tief reichende Baugruben, Kanal-
gräben, Geländeabgrabungen und -aufschüttungen), ist es nicht jedoch auszuschließen, dass hier 
Hangbewegungen aktiviert werden könnten. 
Dies ist bei einer geplanten Erschließung und Bebauung zu berücksichtigen. 
(…) 
Eine Bebauung / Erschließung des untersuchten Geländes ist unter Berücksichtigung der Aussagen 
dieses Gutachtens grundsätzlich möglich. Allerdings sind im Hinblick auf die Problematik der 
Hangstabilität besondere Maßnahmen und Vorkehrungen erforderlich. 
Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz hat 2005 diesbezüglich eine Broschüre 
herausgegeben: "Sicher Bauen in Rheinhessen Maßnahmen bei Hangrutschgefährdung". 
Darin sind grundsätzliche Empfehlungen zur Erschließung eines Baugebietes sowie für die einzelnen 
Bauvorhaben beschrieben. An dieser Stelle werden diese nur kurz zusammenfassend aufgelistet: 
- Bau von Kanalgräben nur in kurzen Abschnitten (maximal etwa 20 m) 
- Anordnung von Straßen und Kanälen möglichst senkrecht und wenig quer zum Hang 
- Keine Versickerungsanlagen von Oberflächenwässern 
- Möglichst keine Massenumlagerungen (Abgrabungen, Auffüllungen im Gleichgewicht etc.) 
- Ausgesteifte Baukörper (Bodenplatte, Betonkeller) 
- Flexible Hausanschlüsse an den einzelnen Häusern“.  (GEOTECHNIK 2020, S. 5). 

Gemäß der Empfehlung in dem Gutachten sind daher für die einzelnen Bauvorhaben entsprechend 
abgestimmte Baugrundgutachten erforderlich. 

Sonstige Massenbewegungen (Erdfall, Felssturz, Steinschlag, Tagesbruch) sind laut Kartenviewer des 
Landesamtes für Geologie und Bergbau [Quelle: ��������������
�	�!)#���	���8���9�!):��� ���97�� letzter 
Abruf: 26.01.2021] bisher nicht verzeichnet. 

 
 

·  Grundwasserstände 

In dem o. g. Baugrund-Gutachten ist erläutert, dass „zum Zeitpunkt dieser Geländeuntersuchungen 
(Mitte September 2020) […] nur im Bereich des Gelände-Tiefsten (RKS 1 und RKS 8) in den Bohrungen 
ein Stau- bzw. Grundwasser in 2,4 bzw. 3,4m Tiefe erbohrt [wurde]. Und dies nach den sehr trockenen 
Jahren 2018 bis 2020. 

In Nassperioden (z.B. auch im Frühjahr) sind jedoch temporäre Stauwässer in unterschiedlichen Tie-
fenlagen, vor allem innerhalb der erbohrten Sandlagen zu erwarten. Darauf weisen auch die zum Teil 
erbohrten Rostflecken im Boden hin.“ (GEOTECHNIK 2020, S. 4). 

Es wird daher, – zur Verdeutlichung für Bauherren und Architekten - in den „Hinweisen und Empfeh-
lungen“ im Satzungstext empfohlen, die Gebäudegründungen und evtl. Kellerbereiche mit entsprechen-
dem Schutz vor Grundwasser, temporärem Schichtwasser und Staunässe bzw. vor drückendem Wasser 
auszustatten, und dass mglw. die Ausführung von wasserdichten Kellern (Ausbildung als Wanne o. ä.) 
erforderlich ist. 

 
 

·  Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachts-
flächen 

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen 
sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. 

Nach § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und der 
Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der 
zuständigen Behörde (Regionalstelle der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd) mitzuteilen. 
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·  Kampfmittel 

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet 
vermuten lassen. Eine eigens für den Geltungsbereich bereits durchgeführte Kampfmittelvorerkundung 
[LUFTBILDDATENBANK DR. CARLS GMBH (2020): Kampfmittelrisikoprüfung durch kombinierte Luft-
bild- und Aktenauswertung. Stufe 1: Kampfmittelvorerkundung. Alzey, Rheinhessen-Fachklinik., 
27.05.2020, Estenfeld] kam (auf S. 7) zu dem Fazit, dass „nach Auswertung der der vorliegenden Luft-
bildserien und Unterlagen keine potentielle Kampfmittelbelastung ermittelt werden. Gemäß Baufach-
licher Richtlinien Kampfmittelräumung besteht kein weiterer Handlungsbedarf“. Diese Vorprüfung ist 
Anlage zur Begründung  

Dennoch kann das Vorhandensein von Kampfmitteln nicht mit absoluter Gewissheit ausgeschlossen 
werden. Jedwede Erdarbeiten sollten daher in entsprechender Achtsamkeit durchgeführt werden. 

Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus Sicherheitserwä-
gungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Freimessung des Geländes 
erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss bei allen bodeneingreifenden 
Maßnahmen eine baubegleitende Aushubüberwachung / Kampfmittelsondierung durchgeführt werden. 
Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die Erdarbeiten sofort einzustel-
len und umgehend das Ordnungsamt der Stadt Alzey, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 
Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu benachrichtigen. 

Dies wird auch in den „Hinweisen und Empfehlungen“ im Satzungstext entsprechend ausgeführt. 
 
 

·  Radonprognose 

Gemäß der Radonprognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) 
[s. Karte: ����
����������
�	�!)#���	�����8���9�!):��� ���9; ] liegt das Plangebiet in einer Region, in der laut 
Legende zur genannten Karte ein erhöhtes (40-100 kBq / cbm) mit lokal hohem (über 100 kBq / cbm) 
Radonpotenzial in und über einzelnen Gesteinshorizonten in der Bodenluft festgestellt wurde, das in 
Abhängigkeit von den jeweiligen Gesteinsschichten stark schwanken kann [letzter Abruf: 01.12.2020, 
aktuell – Januar 2021 - nicht mehr möglich]. 

Dieser Wert entspricht gemäß der Einstufung des Bundesamtes für Strahlenschutz der Radonvorsor-
geklasse II (dazu s.u.). Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, 
Weinbau und Forsten Rheinland-Pfalz lassen aber die bisher gemessenen Konzentrationen den Schluss 
zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden können, die den not-
wendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration erhöht sich aber das Risiko einer 
Erkrankung an Lungenkrebs.  

Vom Bundesamt für Strahlenschutz werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen empfohlen, 
um den Eintritt von Radon in das Gebäude bzw. sein Einwirken auf den Menschen weitgehend zu ver-
hindern. 

Die für die Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I  - Radonaktivitätskonzentration über 20 und unter 
40 kBq / cbm) empfohlenen Maßnahmen umfassen insbesondere 

1. Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dicke ³  20 cm; sollte dies nicht 
möglich sein, so ist auf eine gasdichte Ausführung zu achten); 

2. Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angreifende Boden-
feuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit Materialien, die auch 
zur Radonabwehr geeignet sind (in der Regel entstehen dadurch keine Mehrkosten); 

3. Abdichtungen von Zu- und Ableitungen, von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in Boden 
berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien bzw. Verwendung gasdichter Kompo-
nenten für Durchführungen; 

4. Abdichten von Kellertüren; 
5. Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u. ä. von außen (um ein Ansaugen von 

Raumluft und damit die Unterdruckerzeugung im Gebäude zu reduzieren). 
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Für die gemäß der o. g. Karte hier vorhandene Radonvorsorgegebietsklasse II (RVK II  - Radonakti-
vitätskonzentration zwischen 40 und 100 kBq / cbm) werden - zusätzlich zu den für die RVK I empfoh-
lenen - noch folgende Maßnahmen empfohlen: 

6. Herstellung einer radondichten, komplett geschlossenen Hülle im erdberührten Randbereich des 
Gebäudes; 

7. Ggf. Verlegung einer Dränage in der kapillarbrechenden Schicht unter der Bodenplatte (Grund-
wasserstand beachten);  

8. Hinterfüllung vor erdberührten Außenwänden mit nicht-bindigen Materialien und Gewährleistung 
dafür, dass die Hinterfüllung einen Anschluss an die kapillarbrechende Schotterschicht unter der 
Bodenplatte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu gewährleisten (an den erdberührten Wän-
den kann diese Funktion auch eine vliesbeschichtete Noppenfolie übernehmen); sollte die Verfül-
lung des Arbeitsraumes mit nicht-bindigem, rolligem Material aufgrund anderer Erfordernisse nicht 
möglich sein, wird eine Bodengasdrainage im Schotterbett unter der Bodenplatte empfohlen, wobei 
die hydrologischen Verhältnisse zu beachten sind und das Design der Bodengasdrainage und der 
Ableitung in starkem Maße von der Bauweise abhängig ist.  
Diese letztgenannten Maßnahmen werden vor allem auch für die Gebäude empfohlen, in denen 
Kellerräume dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden. 

Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil in nicht 
unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erdgeschoss höher als in 
unterkellerten Gebäuden sind. Die Frostschürzen unter nicht unterkellerten Gebäuden verhindern, dass 
Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende Schotterschicht nach außen abgeleitet werden kann. 
Unter diesen Bedingungen können sich unter dem Gebäude höhere als die gemessenen Radonkonzent-
rationen einstellen. 

Grundsätzlich ist aber – da das aus dem Boden austretende Radon durch die Atmosphärenluft sofort 
auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt wird - vor allem häufiges und intensives Lüften als wirk-
samste Maßnahme gegen die Aufnahme einer zu hohen Radonkonzentration in der auf den Menschen 
einwirkenden Luft zu nennen, sowie eine durchgehende Boden-Fundamentplatte und ein normgerechter 
Schutz gegen Bodenfeuchte.  

Bei stärkeren Konzentrationen werden darüber hinaus auch ein Abschluss des Treppenhauses gegen 
das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich und der Einbau 
einer Radon-dichten Folie unter der Bodenplatte empfohlen.  

Da die vorstehenden Ausführungen nur allgemeine Hinweise geben können, wird dem Bauherrn und 
seinen Planern eine Radonmessung der Bodenluft empfohlen, deren Ergebnisse Grundlage für die Bau-
herren sein sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden und bereits in einer frühen 
Planungsphase entsprechende objekt-optimierte Konzepte zum Schutz vor Radon in Zusammenarbeit 
mit einem Radongutachter zu entwickeln. 

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geologie und 
Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter Form zur Fortschrei-
bung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können. 

Weitere Informationen sind u. a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz, der Ra-
don-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt (Mainz; E-Mail: ����
<���	���	�� , Telefon: 06131 / 
6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen:  

����������
�����	�!)#���	�����������
�������������� ��
!�
	���	�
Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der Radonmessung in der 

Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau (Internet:    	�!)#���	�� , Telefon: 
06131 / 9254-0).  

Aufgrund der hier vorgesehenen untergeordneten baulichen Nutzungen, die nur zum vorübergehenden 
Aufenthalt geeignet und zugelassen sind, kann auf weitergehende Untersuchungen verzichtet werden. 
Die meisten der bei erhöhten Werten empfohlenen Vorsorgemaßnahmen, insbesondere die durchge-
hende massive Bodenplatte, kommen für die vorliegenden (im Übrigen eingeschossigen und insbeson-
dere kellerlosen) Gartenlauben oder die sonstigen hier zulässigen Anlagen nicht in Betracht. Es ist 
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zudem anzumerken, dass es sich ausschließlich um Anlagen für den vorübergehenden Aufenthalt han-
delt und dass das bereits als wesentliche Minderungsmaßnahmen empfohlene „häufige intensive Lüften“ 
bei dieser Art von Nutzung vorausgesetzt werden kann.  

Um der kommunalen Hinweispflicht nachzukommen und eine höchst mögliche Transparenz für 
Architekten und Bauherren zu sichern, wurden die vorstehend aufgeführten Aussagen auch in den 
Satzungstext (unter ´Hinweise und Empfehlungen`) aufgenommen. 

 
 
 

5. Standortalternativen 

Die vorliegende Planung dient, wie bereits erläutert, der planungsrechtlichen Sicherung der notwen-
digen Erweiterung der Rheinhessen-Fachklinik auf eine unmittelbar benachbarte Fläche.  

In Kap. 1 wurde bereits dargelegt, dass und warum auf dem insgesamt ca. 27,4 ha großen Bestands-
gelände der Klinik keine Flächen für die dringend benötigten Erweiterungsmöglichkeiten zur Verfügung 
stehen. Zum einen soll der traditionelle weitläufige Charakter des stark durchgrünten, von altem Baum-
bestand geprägten und somit überwiegend parkartig angelegten Geländes - aus ökologischen, ästhe-
tischen und lokalklimatischen, aber nicht zuletzt auch aus gesundheitlich-therapeutischen Gründen - 
nicht verändert werden. Dieses Gelände ist zudem - laut Denkmalliste als Gesamtanlage ausdrücklich 
einschließlich der „großzügigen Gartenanlage“ - denkmalschutzrechtlich geschützt (dazu s. Kap. 4.2, 
Unterpunkt ´Schutzgebiete / -objekte nach Denkmalschutzrecht`). 

Die einzige darin liegende größere zusammenhängende Freifläche, die ca. 1,25 ha groß ist und ohne 
nennenswerte Eingriffe in Baumbestände nachverdichtet werden könnte, ist zum einen bei weitem nicht 
ausreichend für den aktuellen Raum- und Flächenbedarf und ist zum anderen bereits für andere Nutzun-
gen vorgesehen.  .     

Für die Erweiterung bietet sich der nun gewählte süd-südwestliche Randbereich als die mit Abstand 
beste Lösung an:  

# Im Westen ist keine Erweiterungsmöglichkeit gegeben, da hier Kleingärten, ein Graben und dann 
Wohnbebauung folgen.  

# Im Norden bildet die L 409 eine Zäsur, die durch die relativ starke Frequentierung eine unange-
messene Einschränkung für die innerbetrieblichen Abläufe der weitläufigen Klinik-Geländes sowie 
eine vermeidbare Gefahrenquelle bilden würde.  

# Bei einer Erweiterung im Osten des Bestandsgeländes würde man bereits deutlich näher an die 
Autobahn heranrücken, die am Nordostrand des RFK-Geländes bereits fast angrenzt. Dadurch 
wären Immissionen von Lärm und Abgasen gegeben, die es nicht zuletzt im Hinblick auf die 
Erfordernisse einer Klinik für Patienten und hier Arbeitende zu vermeiden gilt. 

Weitere Aussagen zu potenziellen Alternativstandorten für die notwendige Erweiterung der Klinik 
sind an dieser Stelle somit entbehrlich. 

 
 
 

6. Erschließung 

Die Verlegung sämtlicher Ver- und Entsorgungsleitungen nach zeitgemäßen Standards ist durch den 
privaten Erschließungsträger zu gewährleisten, wobei bei den Versorgungsleitungen die vorhandene 
jeweilige Netzstruktur auf dem bestehenden Klinik-Gelände nördlich des Geltungsbereiches genutzt 
werden kann. Unmittelbare Anschlüsse an öffentliche Netze werden dazu nicht erforderlich.  
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6.1 Versorgung 

·  Trinkwasser 
Die Versorgung mit Wasser soll durch die Erweiterung des bestehenden Leitungsnetzes im 
Bestandsgelände der Rheinhessen-Fachklinik (RFK) gewährleistet werden, welches in den neuen 
privaten Planstraßen vom Erschließungsträgere bedarfsgerecht in Richtung der neuen Gebäude zu 
verlängern ist.  

 
·  Elektrizität 

Auch die Versorgung mit Strom wird durch die Erweiterung des bestehenden Leitungsnetzes im 
Bestandsgelände der RFK gesichert, welches ebenfalls in den neuen privaten Planstraßen vom 
Erschließungsträger bedarfsgerecht in Richtung der neuen Gebäude zu verlängern ist. Im Teilgebiet 
SO4b ist eine neue Heiztechnikzentrale vorgesehen, über die das im Altgelände bereits installierte 
Nahwärmenetz (BHKW; Pellets) auch in der neuen Fläche fortgeführt werden soll. 

 
·  Kommunikationsmedien 

Schließlich kann auch die fernmeldetechnische Versorgung durch die entsprechende Verlegung der 
entsprechenden Telekommunikationsanlagen in den erweiterten Privatstraßen hergestellt werden, 
über die die neuen Gebäude problemlos an das bestehende Netz des RFK-Bestandsgeländes ange-
bunden werden können.  

 
 

6.2 Entsorgung 

·  Oberflächenwasserbewirtschaftung 
(Exkurs: Der Bauleitplan muss noch keine abschließende konkrete Regelung des Umgangs mit dem anfal-

lenden Niederschlagswasser enthalten, aber grundsätzlich erkennen lassen, dass das Oberflächenwasser 
nach den einschlägigen wasserrechtlichen Vorgaben bewirtschaftet werden kann und (gleichwohl noch 
undetailliert) darlegen, wie dies gelöst werden soll.  
Darauf basierend, sind im Bebauungsplan ggf. entsprechende Flächen für Entwässerungsanlagen oder 
auch Leitungsrechte festzusetzen, um die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, die dann im Rah-
men der Erschließungsplanung bzw. der örtlichen Abwassersatzung und eines eigenständigen wasser-
rechtlichen Verfahrens zu konkretisieren bzw. umzusetzen sind. 
Gemäß dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 30.08.2001 (AZ: 4 CN 9.00) kann die Versicke-
rung anfallenden Regenwassers auf Privatgrundstücken aus städtebaulichen Gründen nach § 9 Abs. 1 
Nr. 20 oder auch nach Nr. 14 BauGB vorgeschrieben werden. 
Für die Sammlung des Niederschlagswassers in Zisternen bzw. seine Wiederverwendung als Brauchwas-
ser enthält jedoch § 9 Abs. 1 BauGB keine Rechtsgrundlage. Die Einrichtung von Zisternen mit Brauch-
wassernutzung kann demnach im Bauleitplan lediglich in Form eines Hinweises empfohlen werden, ist 
jedoch über eine entsprechend gestaltete örtliche Abwassersatzung oder aber – in Abhängigkeit von den 
Eigentumsverhältnissen – über privatrechtliche Verträge regelbar.) 

 

- Empfehlungen und Vorgaben des geotechnischen Gutachtens:  

Das in Kap. 4.3 bereits erwähnte Baugrund-Gutachten konstatiert zum einen, dass „die aus den Ver-
suchsdaten abzuleitende (scheinbare) Untergrunddurchlässigkeit der oberflächennahen Schichten (…) 
zum einen auf das korngrößenabhängige Primärporenvolumen und auf das oberflächennahe Bodenge-
füge zurückzuführen [ist]. Zum anderen spielt das Sekundärporenvolumen, bzw. Makroporensystem 
(i. w. Wurm- und Wurzelbauten) im vorliegenden Fall für die hydraulische Durchlässigkeit der ober-
flächennahen Bodenschichten eine große Rolle. Zur Tiefe hin werden die Durchlässigkeiten innerhalb 
der anstehenden Tone und Schluffe deutlich geringer. Die für die Dimensionierung von Versickerungs-
anlagen anzusetzenden kf-Werte würden dort nur in einer Größenordnung von 10-7 bis 10-8 m/s liegen“ 
(GEOTECHNIK 2020, S. 9), was unterhalb der Mindest- Forderungen in den einschlägigen Richtlinien 
liegt.  
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Zum anderen sollte laut Gutachter aber auch „aufgrund der bereits beschriebenen Problematik der 
Hangstabilität (…) in dem geplanten Erweiterungsgebiet eine dezentrale Versickerung (z.B. in Mulden- 
oder Rigolsystemen) von Niederschlagswässern grundsätzlich nicht erfolgen“ (ebda.). 

 
- �  Konzeption:       

Eine Konzeption für die gesetzes- und richtlinien-konforme Bewirtschaftung des anfallenden Nieder-
schlagswassers ist bereits in Arbeit; näheres wird ggf. bereits zur Öffentlichen Auslegung vorgelegt.  

Im Bebauungsplan ist aber bereits eine Fläche für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rück-
haltung und Versickerung von Niederschlagswasser, nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt, die am 
Nordwestrand des Geltungsbereiches und somit am Tiefpunkt des Plangeländes hergestellt werden soll. 
Das im Plangebiet anfallende und nicht direkt vor Ort bewirtschaftete Niederschlagswasser ist über 
separate Leitungen in diese Fläche zu leiten, wo es zurückgehalten, verdunstet und ggf. versickert wer-
den soll und allenfalls zeitverzögert bzw. gedrosselt in den nahe gelegenen Entwässerungsgraben 
(„Taubhausgraben“) abgeleitet werden darf. 

Genaueres ist aber im Rahmen der konkreten Entwässerungsplanung - in Abstimmung mit dem Träger 
der Abwasserbeseitigung (Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen - ZAR) sowie der SGD 
Süd – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz (SGD RegioWAB, Mainz) und 
der Unteren Wasserbehörde festzulegen.  

Eine gezielte Einleitung in den Untergrund oder in ein Gewässer bedingt auf jeden Fall ein vorge-
schaltetes wasserrechtliches Verfahren. 

Grundsätzlich soll die abzuleitende und damit fachgerecht zu bewirtschaftende Oberflächenwasser-
menge möglichst geringgehalten werden. Die Menge des von den Dach-, Terrassen- und Hofflächen 
anfallenden Niederschlagswassers sollte durch die Einrichtung von Zisternen mit Pumpen zur Brauch-
wassernutzung aus ökologischen, aber auch aus wirtschaftlichen Gründen (geringere Dimensionierung 
von Kanälen etc., aber auch Minimierung langfristiger volkswirtschaftlicher Kosten durch Hochwasser-
schäden etc.) minimiert werden.  

Dies kann aber nicht verbindlich im Bebauungsplan festgesetzt werden. Es wird dazu aber eine ent-
sprechende Empfehlung im Abschnitt „Hinweise und Empfehlungen“ des Satzungstextes aufgenom-
men.  

�  Ein wichtiger Baustein zur Minderung der zu bewirtschaftenden Abflussmengen ist aber bereits die 
im Bebauungsplan getroffene Vorgabe einer Dachbegrünung auf allen Dächern von Gebäuden mit 
einer Grundfläche von 25 qm oder mehr im Geltungsbereich.  

�  Außerdem dient auch die Festsetzung der wasserdurchlässigen Befestigung der Beläge von eben-
erdigen Kfz.-Stellplätzen, sonstigen Stell- und Lagerflächen sowie von fußläufigen Wegen eben-
falls der Minderung der zu bewirtschaftenden Abwassermengen. 

Sollte die Fachplanung zum Ergebnis kommen, dass eine größere als die derzeit nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauGB festgesetzte Fläche am Nordwestrand erforderlich ist, so ist dieser Bereich vor der Offenlage 
entsprechend zu vergrößern; hierfür stehen aber auch noch hinreichende Flächen südlich oder auch öst-
lich der aktuell festgesetzten Rückhaltefläche zur Verfügung.  

Die Abwasserbeseitigung kann somit zum derzeitigen Zeitpunkt als gesichert angesehen werden. 
 

·  Schutz vor Außengebietswasser 
Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des § 5 Abs. 2 WHG, jeder Grundstückseigentümer eigen-

verantwortlich „im Rahmen des ihm Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaß-
nahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbe-
sondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder 
Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.“ Dies betrifft auch Maßnahmen vor Überflutungen aus ein-
dringendem Außengebietswasser (nicht jedoch aus Abwasseranlagen) auf sein Grundstück. 
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Gemäß der vom Landesamt für Umwelt vorgelegten „Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ 
für die Stadt Alzey (Stand 18.10.2018) bildet der Taubhausgraben westlich bis nordwestlich des Gel-
tungsbereiches eine Tiefenlinie, die aufgrund des relativ hohen Einzugsgebietes aus westlichen und süd-
lichen Richtungen einen potenziell überflutungsgefährdeten Bereich darstellt. Der Überflutungsbereich 
reicht auch bis in den Nordwestrand des Geltungsbereiches (wo das RRB geplant ist) hinein. Die Flächen 
des Plangebietes selbst stellen derzeit noch ein Entstehungsgebiet für Abflüsse geringer bis mäßiger, in 
Nähe des Grabens dann auch hoher Abflusskonzentration dar.  

Daher wird dem Grundstückseigentümer empfohlen, zum Schutz vor einem nie ganz auszuschließen-
den Eindringen von Wasser aus Nachbargrundstücken im Falle von Starkregenereignissen entspre-
chende Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 

Dies betrifft im Plangebiet insbesondere die östlichen und südlichen Ränder des Geltungsbereiches. 
Dort könnten ggf. Vorkehrungen (in Form von Verwallungen o. ä., unter Einhaltung der landesnachbar-
rechtlichen Bestimmungen) getroffen werden, die vom Eigentümer herzustellen und dauerhaft zu erhal-
ten sind. Dafür bieten sich die dort jeweils überwiegend 15 m breiten Streifen an, die naturnah zu 
gestalten und teilweise zu bepflanzen sind.      

Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von baulichen Anlagen, 
können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden, wie z. B. dem Rheinland-pfälzi-
schen Leitfaden Starkregen "Was können die Kommunen tun?", erschienen Februar 2013, einsehbar 
unter �������   	�)�	���	���
��������
�==5>� . 

Um der kommunalen Hinweispflicht nachzukommen, wurden die vorstehend aufgeführten Aussagen 
auch in den Satzungstext (unter ´Hinweise und Empfehlungen`) aufgenommen. 

 
·  Schmutzwasserentsorgung 

Das im Erweiterungsbereich anfallende Schmutzwasser wird der bestehenden Kanalisation auf dem 
vorhandenen Klinik-Gelände zugeführt. Diese ist für die zusätzlichen Schmutzwassermengen hinrei-
chend dimensioniert und verfügt über einen Anschluss an das städtische Leitungsnetz mit einer Ablei-
tung an die Kläranlage. 
 
 
6.3 Verkehr 

·  Überörtlicher Verkehr / Landesstraßenrechtliche Bauverbots- und Baubeschränkungszonen 

Straßenrechtlich begründete Bauverbots- und Baubeschränkungszonen sind im Plangebiet nicht zu 
berücksichtigen.  

Die nächst gelegenen klassifizierten Straßen sind die L 409 (die bereits mindestens 440 m vom 
Geltungsbereich entfernt ist) und die A 61 (die schon mindestens 480m entfernt ist). 

Die bestehende Anbindung des Klinik-Geländes von und zu der Dautenheimer Landstraße ist (mittels 
einer Linksabbiegespur, entsprechenden Aufweitungen und Verziehungsstrecken) hinreichend dimen-
sioniert und ausgestaltet, um den durch die Erweiterung zusätzlich entstehenden Verkehr aufzunehmen 
zu können.  

Auch ist die Leistungsfähigkeit der L 409 und der nächst gelegenen Knotenpunkte für zusätzlichen 
Verkehr als hinreichend zu bewerten.      

·  Straßen / Anbindung Fahrzeugverkehr 

Die innere verkehrsmäßige Erschließung des Klinik-Erweiterungsgebietes erfolgt über das bestehende 
private Straßennetz der Rheinhessen-Fachklinik, welches gemäß den zeichnerischen Festsetzungen in 
der Planzeichnung an drei Stellen verlängert wird. Diese drei Anbindungen sichern eine breite Streuung 
des Verkehrs (und somit auch weitgehend ungehinderten Verkehr auch bei „Störungen“ auf einer der 
Trassen) und ermöglichen zudem „kurze Wege“ zwischen den alten und den neuen funktionalen 
Gebäudeanlagen der Klinik. 
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# So führt die westliche der drei Zufahrten unmittelbar auf die Haupterschließungsstraße des „Alt-
Geländes“, welche linear zur Ausfahrt auf die Dautenheimer Landstraße führt. Sie stellt somit eine 
Verlängerung der bisher bereits bis zum Hubschrauber-Landeplatz und dem Haus Jakobsberg 
geführten Straße dar.  

# Die mittlere der drei Anbindungen bindet an das vorhandene Gebäudeensemble mit dem Tagungs-
zentrum und dem Personal-Wohnheim 1 an, deren Erschließungsstraße ins Plangebiet hinein ver-
längert wird. 

# Die östliche Anbindungstrasse schließlich - östlich des Tennisplatzes am Personal-Wohnheim 2 
(im Kataster erkennbares, aus dem Erweiterungs-Geltungsbereich „ausgespartes“ Gebäude) bzw. 
dem dort nun neu geplanten Stellplatzbereich – verlängert die Zufahrt zu den dort nördlich folgen-
den Bestandsgebäuden (Heimbereich Haus Mehlberg sowie Gerontopsychiatrie Haus Alsenztal). 

Die Straßenbreite ist mit jeweils 6,0 m angemessen dimensioniert, um den zu erwartenden Verkehr 
(auch Begegnungsverkehr) konfliktfrei aufnehmen zu können. Die genaue Aufteilung und Nutzung der 
festgesetzten Straßenverkehrsflächen (in Fahrbahn, evtl. Entwässerungsrinnen, evtl. Geh- und Radwege, 
evtl. Parkstände, evtl. Begleitgrün etc.) bleibt allerdings einer differenzierten Straßen-Fachplanung des 
Erschließungsträgers vorbehalten – verbindlich festgesetzt im Bebauungsplan werden lediglich die Brei-
ten der jeweils verfügbaren Flächen.       

Aufgrund der konzipierten Ringerschließung werden weder Stichstraßen noch Wendenanlagen erfor-
derlich, sodass auch hinreichende Trassen für Rettungs- und Müllfahrzeuge gesichert sind.  

Der Anschluss des Plangebietes an das öffentliche Straßennetz ist über die bestehenden Straßen des 
Klinikgebietes gewährleistet, die bis zur o. g. vorhandenen Ein- und Ausfahrt von der / auf die L 409 
(Dautenheimer Landstraße) am Nordrand des RFK-Geländes (und somit ca. 440 m nördlich des Gel-
tungsbereiches) führt.  

·  Landwirtschaftlicher Verkehr / Wirtschaftswege 
Zur Gewährleistung der Erschließung der umgebenden Landwirtschaftsflächen werden die bestehen-

den Wirtschaftswege am Westrand und am Südrand sowie östlich des Geltungsbereiches unverändert 
erhalten; im überplanten Geltungsbereich liegen derzeit keine Wirtschaftswege.  

·  Anbindung fußläufiger und Rad-Verkehr / Fuß- und Radwege 
Am Westrand (zwischen dem geplanten Regenrückhaltebecken und dem Teilgebiet SO2) wird eine 

3,0 m breite Zuwegung von der Planstraße zu dem westlich folgenden Wirtschaftsweg im Bebauungs-
plan (als Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier eben mit der Zweckbestimmung 
´Fuß- und Radweg`) planungsrechtlich gesichert. 

Der übrige Fuß- und Radverkehr kann über die Planstraßen und das Straßennetz im Bestandsgelände 
der Klinik abgewickelt werden. 

·  Ruhender Verkehr 

Der Nachweis ausreichender Stellplätze in Abhängigkeit von der tatsächlich geplanten Nutzungs-
dichte ist nach den einschlägigen Vorgaben der Stellplatzverordnung Rheinland-Pfalz (Zahl, Größe und 
Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge – Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finan-
zen vom 24. Juli 2000 (12 150 - 4533) (MinBl. S. 231)) im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
vom Erschließungsträger zu erbringen. 

Bereits im Bebauungsplan werden aber bereits Flächen festgesetzt, die für ein Parkdeck vorgesehen 
sind (Teilgebiet SO4a), oder auf denen bereits konkret Stellplatzanlagen geplant sind (so z. B. im Teil-
gebiet SO4a). Weitere Stellplätze werden jeweils den einzelnen Baukörpern zugeordnet.  

Da der gesamte (fließende und ruhende) Verkehr auf dem privaten Gelände der RFK abzuwickeln ist, 
ist es im ureigenen Interesse des Trägers, hinreichende Stellplätze vorzuhalten. Öffentliche Flächen wer-
den von parkenden Fahrzeugen (wie für die bisherige Klinik auch bereits) nicht betroffen sein. 
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7. Planungsrechtliche Festsetzungen 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Es wird für das gesamte Plangebiet ein SO ´Klinik ` (Sonstige Sondergebiete - Sondergebiet ́ Klinik` 
gemäß § 11 BauNVO) festgesetzt, um die angestrebten klinik-spezifischen Nutzungen (dazu s. Kap. 1) 
in diesem Erweiterungsgebiet planungsrechtlich zu sichern.  

Textlich wird dazu festgesetzt, dass in den unterschiedlichen Teilgebieten SO1, SO2, SO3 sowie 
SO4a und SO4b insbesondere einer Klinik bzw. einem Krankenhaus dienende Gebäude, bauliche und 
sonstige Anlagen zur stationären, ambulanten oder rehabilitativen Behandlung und Erforschung von 
mentalen und körperlichen Krankheiten zulässig sind, sowie die nutzungstypischen Begleiteinrichtun-
gen und -anlagen, die dazu erforderliche Infrastruktur und sonstige der gesamten Klinik dienende An-
lagen und Einrichtungen. 

Gemäß den aktuellen Planungen des Trägers sind folgende Nutzungen in den verschiedenen SO-
Teilgebieten vorgesehen: 

SO1: ein Gebäudekomplex für eine neue Adoleszentenstation sowie ein weiterer mit einem zusätz-
lichen Heimbereich für kognitiv eingeschränkte Personen; 

SO2: ein Gebäudekomplex für die Akut-Psychiatrie; 
SO3: weitere Baukörper für das Arbeitsfeld der Forensik sowie ein Sportplatz für Patienten, Bewoh-

ner und hier Arbeitende  
SO4a: Bereich für ein Parkdeck sowie Parkplätze;    
SO4b: Fläche für Stellplätze und weitere Nebenanlagen (Heiztechnik, Garagen, Stellplätze etc.).   

In den Textfestsetzungen wird auch erläutert, was – neben den originären Anlagen und Einrichtungen 
eines Krankenhauses für ambulante und stationäre Behandlungen und Nachsorge – zur Erfüllung der 
angestrebten Zwecke im Einzelnen ausdrücklich zulässig ist, so insbesondere  

a) Einrichtungen und Anlagen für gesundheitliche, soziale, wissenschaftliche, sportliche und kultu-
relle Zwecke, 

b) Gebäude und Räume für die der gesamten Klinik und sonstigen zulässigen Nutzungen dienende 
Verwaltung und Büros, 

c) Gebäude mit Wohnungen für Patienten, Personal oder für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
u. ä.,         

d) der gesamten Klinik und den sonstigen zulässigen Nutzungen dienende gastronomische Einrich-
tungen, wie bspw. Kantinen, Bistros, Cafés etc.,  

e) Gebäude, Anlagen und Einrichtungen mit sonstigen der gesamten Klinik dienenden Dienstleis-
tungsangeboten, wie bspw. Fachärztehaus, Frisör, Physiotherapie, Massage, Kosmetik und ver-
gleichbare Nutzungen bzw. Angebote,        

f) Gebäude, Anlagen und Einrichtungen für den Garten- und Landschaftsbau und für einen Bauhof 
o. ä. für das gesamte Klinik-Gelände,  

g) Verkehrsanlagen, einschließlich Stell- bzw. Parkplätzen oder Parkdecks, und sonstige Anlagen der 
Infrastruktur sowie der Ver- und Entsorgung,    

h) Einzelhandel, der in einem räumlichen und sachlichen Zusammenhang mit der Klinik steht und 
dieser deutlich untergeordnet ist, wie bspw. Apotheke, Blumenladen, Kiosk o. ä..  

Auf konkretere Zuordnungen dieser Einzelnutzungsspektren zu den einzelnen SO-Teilbereichen wird 
verzichtet, um dem Träger auch langfristig möglichst große Spielräume für betrieblich notwendige 
Gestaltungen, Aufteilungen bzw. Ansiedlungen etc., auch im Falle von evtl. (derzeit noch nicht abseh-
baren) Umstrukturierungen, zu belassen. 
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Die schließlich getroffene Festsetzung, dass Nebenanlagen für die Ver- und Entsorgung gemäß § 14 
Abs. 2 BauNVO als Ausnahme auch ohne die Festsetzung besonderer Flächen für derartige Anlagen 
zugelassen werden können, nimmt lediglich die entsprechende Vorgabe aus der Baunutzungsverord-
nung auf. 

 
 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird mit Hilfe der im Folgenden erläuterten Maßfaktoren 
- Grundfläche (GR) und 
- Zahl der Vollgeschosse (Z),  

bestimmt. 
 

·  Grundfläche (GR) 
Das Maß der Überbauung wird durch die Festsetzung einer höchstzulässigen Grundfläche (GR) als 

absolute Zahl geregelt. Damit kann, unabhängig von einer Bezugsfläche, die Bebaubarkeit der einzel-
nen, durch Planstraßen oder Naturschutz-Flächen abgegrenzten SO-Teilgebiete bereits eindeutig defi-
niert werden, wofür die bereits relativ konkreten Planungsabsichten des Vorhabenträgers die Grundlage 
bilden.  

Es handelt sich dabei überwiegend um größere Gebäudekomplexe für die in Kap. 7.1 aufgeführten 
beabsichtigten (klinik-spezifischen) Nutzungen, wie sie auch das bisherige Bestandsgelände prägen. 
Trotz der aus dem konkreten Bedarf resultierenden relativ großen Grundflächen  

# von insgesamt 2.900 qm für die geplante Adoleszentenstation und den zusätzlichen Heimbereich 
(geplant: zwei getrennte Baukörper) im Teilgebiet SO1, 

# von insgesamt 4.800 qm für den geplanten Gebäudekomplex für die Akut-Psychiatrie im Teilgebiet 
SO2 (geplant: drei getrennte, etwa U-förmig angeordnete Baukörper), 

# von insgesamt 3.600 qm für den ebenfalls zweiteilig geplanten) Baukörper für das Arbeitsfeld der 
Forensik und für den geplanten Sportplatz im Teilgebiet SO3, 

werden angesichts der jeweiligen Teilgebietsgrößen aber auch hier hinreichend große Freiflächen ver-
bleiben, die grünordnerisch gestaltet werden, sodass der gestalterische Charakter des bisherigen (denk-
malgeschützten) RFK-Klinikgeländes und dessen Bebauungsdichte fortgeführt werden können. 

Lediglich in dem relativ kleinen Teilgebiet SO4a im Norden wird mit der hier zulässigen Grundfläche 
von 2.300 qm voraussichtlich eine höhere Ausnutzung der verfügbaren Fläche für bauliche Anlagen 
erfolgen, da in dem schmalen Streifen zwischen der Planstraße und dem u. a. aus Artenschutz-Gründen 
zu erhaltenden Grünstreifen westlich des bestehenden Personal-Wohnheims 2 ein Parkdeck vorgesehen 
ist, für das zumindest die (Ost-West-)Tiefe der Fläche von ca. 28 Meter voraussichtlich keine allzu 
großen Spielräume belässt. 

In dem Teilgebiet SO4b im Nordosten sind keine Hauptgebäude, sondern lediglich Stellplätze und 
weitere Nebenanlagen (Heiztechnik-Zentrale, Garagen, Stellplätze etc.) vorgesehen, dafür wird eine 
Grundfläche von 2.200 qm als ausreichend erachtet. 

Diese zulässigen Grundflächen sind somit zum einen ausreichend groß bemessen, um den Nutzungs- 
und Gestaltungsspielraum für den Träger nicht unangemessen einzuschränken. Zum anderen aber wer-
den sie auch beschränkt, um dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gerecht zu 
werden und größere unbebaute Freiräume (auch für klimatisch und gestalterisch wirksame Pflanzungen 
etc.) zu sichern, die auch aus therapeutischen Zwecken angebracht sind.  

 
·  Zahl der Vollgeschosse 

Die Zahl der Vollgeschosse wird in allen für Hochbauten vorgesehenen SO-Teilgebieten als Höchst-
maß auf III festgesetzt. Dies entspricht den aktuellen Planungen des Trägers, der sich auch hier wieder 
an dem Bestandsgelände orientiert und im Plangebiet auf den verfügbaren Grundflächen zwar eine gute, 
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funktional angemessene und im Hinblick auf den Raumbedarf auch notwendige Ausnutzung über meh-
rere Geschosse sichern will, andererseits aber keine allzu hohen und damit allzu massiv wirkenden Bau-
körper errichten möchte. 

Eine geringere Zahl an Vollgeschossen ist auch im Hinblick auf die bereits in Kap. 4.3 zitierten Aus-
sagen aus dem geotechnischen Gutachten (zu möglichen Staunässen in verschiedenen Tiefen, zur po-
tenziellen Hangrutschungsgefährdung etc.) nicht angebracht, da dadurch bei einer Unterkellerung 
zumindest mit erhöhten Kosten gerechnet werden muss. 

 

Im Hinblick auf die Lage des Geltungsbereiches sind weitere Vorgaben zum Maß der baulichen 
Nutzung, wie bspw. zu Höhen baulicher Anlagen, zu Geschossflächen oder Baumassen, nicht erforder-
lich bzw. zielführend.  

Die in einer Breite von überwiegend 15 Metern festgesetzte Randeingrünung (die in einer Breite von 
mindestens 10 Metern aus abschirmenden Gehölzpflanzungen besteht) auf den drei zur freien Land-
schaft hin gewandten Seiten sichert mittelfristig eine wirksame Abschirmung. Die vierte (nord-nord-
westliche) Seite des Plangebietes hingegen weist zum Bestandsgelände des Trägers hin und wird bereits 
relativ gut durch bestehende Gehölzstreifen vom vorhandenen Bestand getrennt.  

Zudem liegt das nächste bebaute Grundstück außerhalb des Klinik-Geländes bereits über 55 m entfernt 
im Nordwesten. Eine Blickbeziehung von dort zu Baukörpern im Plangebiet wird auch in diese Richtung 
mittelfristig durch die festgesetzte Randeingrünung verdeckt oder zumindest wirksam gemindert. Die 
übrigen (durchweg eingegrünten) Seiten grenzen zudem ausnahmslos an ausgedehnte Landwirtschafts-
flächen an – nennenswerte Blickbeziehungen bestehen hier als nächstes zur Autobahn im Osten (min-
destens 480 m entfernt) oder zur Bahntrasse (über 370 m entfernt) im Südwesten und Westen.  

Somit wären – selbst bei maximaler Ausschöpfung der landesbauordnungsrechtlichen Spielräume bei 
der Errichtung von Nicht-Vollgeschossen – keine nachteiligen Außenwirkungen oder gar ortsbild- bzw. 
landschaftsästhetische Beeinträchtigungen zu befürchten.   

 
 

7.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Planzeichnung durch die Festsetzung von Bau-
grenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt.  

Die in den einzelnen SO-Teilgebieten festgesetzten Baufenster orientieren sich an den aktuellen Pla-
nungen des Erschließungsträgers und belassen darüber hinaus noch Spielräume für Anpassungen oder 
räumliche Erweiterungen. Der Abstand der Baugrenzen zu den Planstraßen wird durchweg auf mindes-
tens 5,0m festgesetzt, um hinreichend breite Freiflächen zwischen den Baukörpern zu sichern und allzu 
eng wirkende Verkehrsräume zu vermeiden, worauf auch bereits im parkartig angelegten „Altgelände“ 
der RFK geachtet wurde. Auch hier soll auf diese Weise ein möglichst großzügig wirkender Raum (ohne 
allzu straßen-nahe und somit allzu erdrückend wirkende Baukörper) gesichert werden. 

Eine Ausnahme davon ist lediglich am Westrand des Teilgebietes SO4a geplant: Um hier noch eine 
hinreichend große Grundstücksbreite für ein dort vorgesehenes Parkdeck vorhalten zu können, wird der 
Abstand zwischen Privatstraße und Baugrenze auf 1,0 m reduziert. 

Zu den zu erhaltenden Vegetationsstrukturen sind ebenfalls mindestens 5 m Abstand zu wahren, so-
dass Beeinträchtigungen, bspw. durch längere Beschattungen, vermieden werden. Dies gilt auch für die 
neu geplanten Randeingrünungen, die am Ostrand des Teilgebietes SO3 diesen Mindestabstand von der 
Baugrenze und ansonsten sogar deutlich höhere Abstände aufweisen. Lediglich in dem sehr schmalen 
Teilgebiet SO4a wird dieser Abstand auf 3 m beschränkt, um den genannten Spielraum für das hier 
geplante Parkdeck auch auf dieser Seite nicht allzu sehr einzuschränken.  

In den Teilgebieten SO1 und SO4a reichen die nördlichen Baugrenzen bis an den Rand des Gel-
tungsbereiches, um angedachte Verbindungen zu den dortigen Bestands-Baukörpern zu ermöglichen. 
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7.4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Es wird ausdrücklich festgesetzt, dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, Stellplätze und 
Garagen sowie sonstige bauliche Anlagen, die nach LBauO in den Abstandsflächen zulässig sind, kön-
nen - zur Gewährleistung einer möglichst guten Ausnutzung der überbaubaren Flächen zu Wohn-
zwecken - gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO ausdrücklich auch außerhalb der Baugrenzen errichtet werden, 
sofern dem keine sonstigen Festsetzungen oder nachbarrechtliche Vorgaben entgegenstehen.  

In jedem Fall müssen derartige Anlagen dann aber zu den gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 festgesetzten 
Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft einen Mindest-
abstand von 3,0 m einhalten. Damit sollen Beeinträchtigungen der durch diese Festsetzung zu schützen-
den Vegetationsstrukturen (Bestand im Bereich der Böschung sowie Planung an den westlichen, süd-
lichen und östlichen Rändern) vermieden oder zumindest minimiert werden; dies gilt insbesondere für 
die Vermeidung von stärkerer Beschattung der randlichen Saumstrukturen, die gemäß der artenschutz-
rechtlichen Vorprüfung als Lebensraum für Reptilien geeignet sind. Um dieses Ziel nachhaltig zu 
sichern, wird ausdrücklich festgesetzt, dass diese 3,0 m breiten Streifen von Gehölzaufwuchs freizuhal-
ten und 1-2-mal jährlich zu mähen sind. Dies bedeutet angesichts der hinreichend großen Flächen eine 
mäßige und durchaus vertretbare Einschränkung für den Erschließungsträger. 

 
 

7.5 Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und 
Versickerung von Niederschlagswasser 

Anfallendes Oberflächenwasser ist weitestmöglich zur Versickerung zu bringen oder zurückzuhalten, 
soweit es nicht genutzt bzw. verwertet werden kann.  

Im Bebauungsplan ist bereits eine Fläche für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung 
und Versickerung von Niederschlagswasser, nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt, die am Nord-
westrand des Geltungsbereiches und somit am Tiefpunkt des Plangeländes hergestellt werden soll. Das 
im Plangebiet anfallende und nichtdirekt vor Ort bewirtschaftete Niederschlagswasser ist über separate 
Leitungen in diese Fläche zu leiten, wo es zurückgehalten, verdunstet und ggf. versickert werden soll 
und allenfalls zeitverzögert bzw. gedrosselt abgeleitet werden darf (dazu s. Erläuterungen in Pkt. 6.2, 
Unterpunkt ´Oberflächenwasserbewirtschaftung`). 

Diese Fläche am nordwestlichen Tiefpunkt des Geländes soll – neben diesen wasserwirtschaftlichen 
Funktionen - aber auch die Aufgabe erfüllen, eine möglichst naturnahe, ästhetisch, optisch und lokal-
klimatisch wirksame Randstruktur im Übergang zwischen dem bisherigen Klinik-Gelände und dem 
Erweiterungsgebiet unmittelbar an der Planstraße zu bilden. Daher wird im Bebauungsplan bereits fest-
gesetzt, dass diese Entwässerungsanlagen als flache Gräben bzw. Mulden mit geringen Böschungs-
neigungen naturnah auszubilden und durch eine fachgerechte Ansaat mit gebietsheimischem standort-
gerechten Regio-Saatgut zu begrünen. Dies steht aber unter dem Vorbehalt, dass die wasserwirtschaft-
lichen Erfordernisse der Entwässerungskonzeption dies zulassen – und dies wird letztlich erst in dem 
erforderlichen wasserrechtlichen Verfahren seitens der Wasserfachbehörden geregelt. 

Umfang, Art und genaue Standorte von Pflanzungen und Ansaaten können daher auch erst im Zuge 
der konkreten Entwässerungsplanung - in Abstimmung mit der SGD RegioWAB - abschließend festge-
legt werden, sodass derartige Maßnahmen im Bebauungsplan noch nicht verbindlich festgelegt werden 
können.  
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7.6 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

Es werden gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB verschiedene Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 

 
7.6.1 Artenschutzrechtlich begründete Festsetzungen 

Zur Gewährleistung der artenschutzrechtlichen Erfordernisse (die sich aus dem Artenschutzrecht-
lichen Fachbeitrag - Anlage zum Umweltbericht - ergeben, und die nicht der bauleitplanerischen Abwä-
gung unterliegen, sondern zwingend zu beachten sind) werden mehrere artenschutzrechtlich begründete 
Maßnahmen festgesetzt. 

a. So wird zunächst, als artenschutzrechtlich begründete Maßnahme, festgesetzt, dass die Rodung von 
Gehölzen nur außerhalb der Fortpflanzungszeiten im Zeitraum zwischen dem 01.10. eines Jahres 
und dem 28. / 29.02. des Folgejahres zulässig ist. Diese Auflage stellt grundsätzlich nur die Über-
nahme einer bereits gültigen (und somit ohnehin zu beachtenden) Rechtsgrundlage aus dem Bun-
desnaturschutzgesetz (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG) dar, wird aber ausdrücklich in die Textfestset-
zungen übernommen, um dieser (auch im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag - s. Anlage - aus-
drücklich für das Plangebiet benannten) Auflage eine bessere „Wahrnehmbarkeit“ zu sichern. 

b. Als zentrale Maßnahme zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände wird festge-
setzt, dass die im Geltungsbereich vorkommenden Eidechsen fachgerecht (gemäß den ausführ-
lichen Vorgaben in den Kap. H. und I. des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages sowie unter 
Anleitung der zu bestellenden Umweltfachbegleitung) in die dazu vorbereiteten Flächen in den 
westlichen, südlichen und östlichen Randzonen (dazu s. unten) zu vergrämen sind. 

c. Darüber hinaus sind zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, welche die von der Planung betroffenen 
Flächen für Reptilien unattraktiv gestalten. Dies dient dazu, die Tötung oder Verletzung streng 
geschützter Zauneidechsen ausschließen zu können. Diese Maßnahmen sind – gemäß den Vorga-
ben im Fachbeitrag – in den Textfestsetzungen definiert. Es handelt sich im Wesentlichen um das 
regelmäßige Mulchen der (im Bebauungsplan gekennzeichneten) Flächen der geplanten Zufahrten 
vom alten Klinikgelände in den Geltungsbereich sowie Flächen für eventuell erforderlicher 
Baustelleneinrichtungen ab Anfang März in der Vegetationszeit (bis zum Beginn der Baumaß-
nahme mindestens einmal monatlich). Damit wird auch verhindert, dass im Frühjahr boden- oder 
staudenbrütende Vögel in den betroffenen Bereichen Gelege anlegen. 

d. Schließlich sind in dem Böschungsabschnitt des bestehenden Gehölzstreifens sowie im Bereich der 
geplanten Zufahrten von dem bestehenden Klinikgelände in den Geltungsbereich nach der Mahd 
vorhandene Versteckplätze zu beseitigen. Zusätzlich sind die entsprechenden Abschnitte bis zum 
Beginn der Baumaßnahme mit Silofolie abzudecken, um die Einwanderung von Zauneidechsen zu 
unterbinden. Die Silofolie ist ausreichend zu sichern, um ein Verwehen zu verhindern. Als weitere 
Schutzmaßnahme gegen ein Einwandern von Zauneidechsen in den Baubereich sind Reptilien-
schutzzäune an den Außenseiten der Anbindungen zu errichten. 

 
7.6.2 Maßnahmen in den westlichen, südlichen und östlichen Randzonen des Baugebietes 

Um eine naturnahe, ästhetisch, optisch und lokalklimatisch wirksame Randeingrünung des Erweite-
rungsgebietes und einen neuen Lebensraum für streng geschützte Reptilien zu sichern, werden an den 
westlichen, südlichen und östlichen Randbereichen des Geltungsbereiches überwiegend 15,0 m breite 
Flächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt. Gemäß den Vorgaben des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages sind hier unterschiedliche Strukturen zu entwickeln. 
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a. Herstellung eines Staudensaums 
Auf den dem Sondergebiet jeweils abgewandten Teilflächen sind in einer Breite von 5 m bis zu den 
jeweiligen Grenzen des Geltungsbereiches naturnahe Staudensäume mit unterschiedlichen Auf-
wuchshöhen anzulegen und entsprechend turnusgemäß zu pflegen. Details dieser Maßnahmen 
(Ansaat und Pflege) werden in den Textfestsetzungen - ebenfalls gemäß den Vorgaben des Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrages - definiert.  

b. Anlage eines Gehölzstreifens: 
Auf den verbleibenden, dem Sondergebiet jeweils zugewandten Teilflächen sind in einer Breite 
von überwiegend 10 m (wo der naturnahe Gesamt-Streifen 15m breit ist, ansonsten entsprechend 
mehr oder weniger) durchgehende Gehölzflächen anzulegen, wobei in der Mitte dieses Streifens 
als „Gerüst“ des Pflanzstreifens zunächst Bäume II. Ordnung in Abständen von mindestens 20 
Metern untereinander als verpflanzte Heister zu pflanzen sind.  
Die verbleibenden Flächen dieses Bereiches sind mit niedrigwüchsigen Sträuchern zu bepflanzen, 
wobei zu den jeweils angrenzenden Sondergebietsflächen. mit den Pflanzen ein Abstand von 
1,50 m zu wahren ist, der durch eine Mahd ein- bis zweimal jährlich offenzuhalten ist. In den 
Textfestsetzungen werden darüber hinaus die auf die Optimierung der Tierhabitate ausgerichteten 
Pflegemaßnahmen (insbesondere abschnittsweises Auf-den-Stock-Setzen in unterschiedlichen 
Pflegeturnussen) definiert, die dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag�entnommen sind.   
Textlich wird zudem gesichert, dass in dem ansonsten durchgehenden Gehölzstreifen insgesamt 
maximal vier Schneisen mit jeweils maximal 2,50 m Breite zulässig sind, um Zuwegungen für die 
Pflege der außenliegenden Saumstreifen (dazu s.u., Buchstabe b.) zu sichern. Diese Schneisen, 
deren genaue Lage dem Träger nach der Gestaltung der Freianlagen in den einzelnen SO-
Teilgebieten und nach sonstigen Erfordernissen freigestellt werden soll, sind als unversiegelte 
Grünlandflächen anzulegen und durch Mahd offenzuhalten.  

Ausdrücklich wird festgesetzt, dass in diesen Streifen vor der Anpflanzung und Ansaat Erderhöhungen 
bzw. Verwallungen durch Erdmodellierungen hergestellt werden dürfen, um stärkere Einträge von 
Außengebietswasser zu beschränken.        

 
7.6.3 Maßnahmen auf dem in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Grünstreifen 

Der bestehende, den Geltungsbereich in Nord-Süd-Richtung durchziehende Grünstreifen ist dauerhaft 
als naturnahe Vernetzungsstruktur mit einem Wechsel aus Offenland- und Gehölzstrukturen zu erhalten. 
Er wird daher ebenfalls gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt.  

In den Textfestsetzungen werden dazu ebenfalls aus dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag abgelei-
tete (extensive) Pflegemaßnahmen festgesetzt.   

 
7.6.4 Wasserdurchlässige Befestigung von Fußwegen  

Es wird verbindlich vorgegeben, dass ebenerdige Kfz.-Stellplätze, sonstige Stell- und Lagerflächen 
sowie fußläufige Wege mit wasserdurchlässigen Belägen auf versickerungsfähigem Unterbau auszubil-
den sind, sofern nicht zwingende Erfordernisse dem entgegenstehen. Geeignet sind z. B. Rasengitter-
steine, weitfugig verlegtes Pflaster (Fugenbreite ³  2 cm), dränfähige Pflastersteine, wassergebundene 
Decken oder Schotterrasen. 

Dies dient der gebotenen Minimierung der Vollversiegelung und somit der Minderung der vermeid-
baren Beeinträchtigungen des Boden- und Wasserhaushaltes. Dies ist mit relativ geringem und im Hin-
blick auf die positiven Auswirkungen vertretbaren Aufwand für den Klinik-Träger umsetzbar. 
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7.6.5 Vorgaben zur Beleuchtung 

Die zur Beleuchtung getroffenen Festsetzungen, dass  
�  für Mastleuchten nur (möglichst warmweiß bis neutralweiß getönte) LED-Lampen (mit möglichst 

geringem Blauanteil im Spektrum zwischen 2.000 bis 3.000 Kelvin Farbtemperatur) zulässig sind,  
�  dass Abstrahlungen in nicht notwendig auszuleuchtende Bereiche oder in den Himmel zu vermei-

den sind, und  
�  dass die Beleuchtungsdauer und die Lichtstärke auf das gestalterisch und funktional Notwendige 

zu beschränken sind,  
wird vor allem aus tierökologischen und aus landschaftsästhetischen Gründen getroffen. 
Die genannten Beleuchtungsmedien sollen zum einen aufgrund ihrer höheren Umweltverträglichkeit 

gegenüber der nachtaktiven Fauna verwendet werden. Diese Beleuchtungskörper besitzen aufgrund der 
fehlenden UV-Abstrahlung, der geringen Lichtemission im blauen Spektralbereich, des geringen Streu-
lichtanteils und der (verglichen mit herkömmlichen Lampen) unbedeutenden Wärmeentwicklung ein 
besonders niedriges Anlockungs- und Gefährdungspotenzial für nachtaktive Insekten. 

Zudem wird generell die Außenwirkung der künstlichen Beleuchtung in diesem bisher dem Außen-
bereich zuzurechnenden Kulturlandschafts-Ausschnitt gemindert. 

Schließlich weisen LED-Lampen bekanntlich ökonomische Vorteile gegenüber herkömmlichen 
Leuchtkörpern auf (lange Lebensdauer und hohe Lichtausbeute). 

Eine Ausnahme wird für Pollerleuchten oder vergleichbare Leuchten zugelassen, die in Höhen von 
maximal 1,20 m platziert werden und der funktional notwendigen Ausleuchtung dienen, zumal diese in 
der Regel die o.g. Nachteile nicht aufweisen. 

 
7.6.6 Boden- und wasserrechtlich begründete Beschränkung der Verwendung von 

Metalldächern und Metallfassaden  
Aus Gründen der Vermeidung des Eintrages von derartigen Partikeln in den Boden- und Wasserhaus-

halt wird festgesetzt, dass Metalldächer und Metallfassaden nur dann zulässig sind, sofern das Metall 
derart vollständig und dauerhaft beschichtet ist, dass jegliche Auswaschungen von Metallpartikeln aus-
geschlossen sind.   

 
7.6.7 Dachbegrünung  

Es wird textlich festgesetzt, dass in den Sondergebieten Dächer von Gebäuden mit einer Grundfläche 
von 25 qm oder mehr als flache oder flach geneigte Dächer mit einer Neigung von maximal 7° auszu-
bilden und fachgerecht zu begrünen sind, wobei die Aufbaustärke des von Pflanzen nutzbaren Substrats 
mindestens 8 cm betragen muss.  

Diese Dachflächen sind vollständig mit geeigneten Pflanzen (so insbesondere flachwüchsige, trocken-
heitsresistente Stauden und Gräser, bei stärkeren Substraten auch bodendeckende oder kleinwüchsige 
Gehölze) zu bedecken und dauerhaft zu unterhalten.  

Ausnahmen von der Flächendeckung der Begrünung sind lediglich zulässig für technisch oder betrieb-
lich notwendige Aussparungen bzw. Aufbauten zur natürlichen Belichtung, zur Be- oder Entlüftung, für 
Aufzugs- und / oder Aufgangs- bzw. Wartungseinrichtungen, für Dachüberstände bzw. sonstige Rand-
elemente der Dachkonstruktion, für die punktuellen Stützen von aufgeständerten Photovoltaikanlagen 
oder für Antennen und sonstige Signal empfangende Anlagen. 

Diese Festsetzung einer Dachbegrünung dient insbesondere 
- der Verringerung des Oberflächenwasserabflusses (Minderung der Spitzenabflüsse, Verzögerung 

der Ableitung des Regenwassers und - durch die Verdunstung bzw. die Aufnahme durch die Pflan-
zen - Minderung der Abflussmenge),  

- der lokalklimatischen Anreicherung (durch die Verdunstung des gespeicherten Wassers ergibt sich 
eine Verbesserung des Umgebungsklimas - Kühlung und Luftbefeuchtung),  

- der Filterung von Luftschadstoffen und Feinstaub durch die Vegetation und das Substrat, 
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- der ökologischen Aufwertung (Lebensräume für Tiere), 
- der Minderung der Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch die neuen Baukörper, 
- der Verbesserung des Arbeits- und Wohnumfeldes für die Menschen, insbesondere bei einseh- bzw. 

begehbaren Dachbegrünungen, 
- der Verbesserung des Arbeits- und Wohnumfeldes für die in den neuen Klinik-Gebäuden arbeiten-

den Menschen und die Patienten,  
- der optischen Aufwertung der Gebäudearchitektur (Imagewerbung „Grün am Bau“). 

Außerdem wirkt sich eine Dachbegrünung bei Gewerbebauten – trotz zunächst höherer Investitions-
kosten - langfristig zumeist Kosten mindernd aus, insbesondere durch die Minimierung der Material-
beanspruchung:  

- sie bewirkt eine wirkungsvollere Temperaturdämpfung als eine Kiesschicht, bei geringerer Auflast;  
- sie bewirkt Wärmedämmleistungen im Winter und Hitzeschild im Sommer und damit einen Beitrag 

zur Energieeinsparung; 
- sie bewirkt einen Schutz der Dachabdichtung vor Wind- und Witterungseinflüssen wie Sturm, 

Hagel, UV-Strahlung – damit verlängerte Lebensdauer der Dachabdichtung gegenüber unbegrün-
ten Varianten; 

- sie bewirkt einen Schutz der Dachabdichtung vor Extrembeanspruchung bei Spitzentemperaturen 
im Sommer und Winter; 

- sie bewirkt eine Reduzierung des ´Flatterns` und damit einer Verringerung von Bauschäden und 
auch der Verdichtungen des Dämmmaterials sowie der Scher-Spannungen und hat somit letztlich 
geringere Reparaturkosten und längere Haltbarkeit des Daches zur Folge; 

- sie bewirkt eine Verbesserung der Luftschalldämmung aufgrund der größeren Schwingungsträgheit 
der Gesamtfläche und eine gute Schalladsorption wegen der Struktur der Vegetation;  

- sie hat - bei Intensivbegrünungen - zusätzliche Wohn- und Nutzflächen zur Folge (Sport, Spiel, 
Freizeit). 

 
7.6.8 Flächen für Ersatzmaßnahmen  

Da – wie in dem noch in Arbeit befindlichen Umweltbericht erläutert wird - der vollständige umwelt- 
bzw. naturschutzfachliche Ausgleich nicht im Geltungsbereich des Eingriffsgebietes gewährleistet wer-
den kann, sind gemäß § 1a Abs. 3 Satz 3 BauGB „an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs“ weitere 
aufwertende Maßnahmen auf entsprechenden externen Flächen für Ersatzmaßnahmen notwendig.  

Diese Flächen werden, soweit sie noch nicht in das Ökokonto der Stadt Alzey eingezahlt wurden, als 
weitere(r) Geltungsbereich(e) im Bebauungsplan planungsrechtlich gesichert. 

[ Näheres dazu folgt vor der Öffentlichen Auslegung  gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ]  
 
 

7.7 Sonstige Anpflanzungen  

Weitere textliche Festsetzungen zu Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB sollen dazu beitragen, dass – analog zum großzügig wirkenden 
und (trotz der zahlreichen und teilweise großen Baukörper) parkartig anmutenden Charakter des beste-
henden RFK-Geländes – auch im vorliegenden Erweiterungsgebiet ein möglichst hoher Durchgrünungs-
grad erzielt wird.  

Damit sollen die bekannten daraus resultierenden ästhetischen und lokalklimatischen Gunstwirkungen 
erzielt werden, welche insbesondere den künftig hier Arbeitenden sowie den Patienten und Besuchern 
zugutekommt. 
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7.7.1 Anpflanzung auf den Sondergebietsgrundstücken entlang der geplanten Erschließungs-
straßen 

Baumpflanzungen im Seitenraum der Erschließungsstraßen sollen, ergänzend zu den übrigen Begrü-
nungsfestsetzungen, zur Belebung und inneren Durchgrünung des geplanten Klinik-Gebietes beitragen 
und damit auch die durch Baukörper zu erwartende Beeinträchtigung des Landschaftsbildes mindern. 
Außerdem besitzen derartige Pflanzungen nachweislich eine geschwindigkeitsreduzierende und somit 
eine verkehrsberuhigende Wirkung.  

Dazu ist in den Bereichen zwischen den Baugrenzen der Sondergebiets-Grundstücke und den privaten 
Erschließungsstraßen alle angefangene 10 lfdm Grundstücksfront zur jeweiligen Erschließungsstraße 
hin zwischen Baufenster und Straße ein Laubbaum I. oder II. Ordnung gemäß den in den Textfestset-
zungen getroffenen Vorgaben zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Dabei sind die genauen Baum-
standorte aufgrund der notwendigen Freihaltung von Ein- und Ausfahrten etc. variabel. Die Abstände 
der Bäume untereinander sollen dabei 6 m nicht unterschreiten; außerdem ist ein Abstand mit den Bäu-
men von mindestens 3,0 m zur angrenzenden Straßenverkehrsfläche einzuhalten, um auch langfristig 
keine Konflikte mit dem Verkehr und / oder allzu hohen Pflegeaufwand zu verursachen.  

 
7.7.2 Grüngestaltung der unbebauten Bereiche der Sondergebiets-Grundstücke 

Zur inneren Mindest-Durchgrünung der Sondergebiets-Grundstücke wird verbindlich vorgegeben, 
dass je 150 qm gärtnerisch angelegter Fläche mindestens 1 standortgerechter, heimischer Laubbaum 
oder 1 hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen und zu erhalten ist.   
7.7.3 Begrünung von Park- und Stellplätzen  

Durch die Vorgabe zur Stellplatz-Begrünung soll ein Beitrag zu den daraus resultierenden ortsbild-
ästhetischen und lokalklimatischen Gunstwirkungen geleistet werden, was den künftig hier Arbeitenden 
sowie Patienten und Besuchern zugutekommt.  

Diese Festsetzung soll aber auch zur Beschattung der Fahrzeuge an heißen Sommertagen dienen, und 
trägt daher auch dazu bei, dem Klimawandel entgegen zu wirken, da Stellplatzflächen, die durch Bäume 
überstanden sind, sich im Sommer nicht so stark aufheizen und somit der Überwärmung des Gebietes 
(´Stadtklima-Effekt`) entgegengewirkt wird.  

Daher sind auf Park- oder Stellplätzen in den Sondergebieten (mindestens alle angefangene 6 Stell-
plätze) standortgerechte, stadtklimatolerante Bäume I. oder II. Ordnung aus der beigefügten Pflanzen-
liste zu pflanzen.  

 
 

7.8 Erneuerbare Energien 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. „die Nutzung 
erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien“ zu berücksichtigen.  

Der Beitrag der Bauleitplanung zum Umwelt- und Naturschutz erfolgt damit gleichzeitig auch für die 
Ziele des globalen Klimaschutzes.  

Dies verbessert die Möglichkeiten von Gemeinden und Vorhabenträger, die Belange des Klimaschut-
zes im Rahmen der gemäß § 1 Abs. 7 BauGB vorzunehmenden Abwägung zu gewichten.  

Seit der BauGB-Novelle 2011 können im Bebauungsplan bspw. gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB ex-
plizit „ Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, 
Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Wärme-Kopplung“ sowie gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB auch „Gebiete, in denen bei der Errichtung 
von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige tech-
nische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen“, festgesetzt werden.  
Demgemäß wird in der vorliegenden Bebauungsplanung dazu folgende textliche Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen: 
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Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche Vorkehrungen und sonstige technische Maß-
nahmen (wie bspw. Leitungsstränge, Schächte sowie ggf. erforderliche statische Aufwendun-
gen im Dachbereich o.ä.) vorzusehen, welche die Installation und die Nutzung von Photovol-
taik- und Solarthermieanlagen auf dem Dach bzw. an den Fassaden ermöglichen. 

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes wird grundsätzlich eine Ausrichtung sämtlicher zu-
lässiger Baukörper nach Süden, Südosten bzw. Südwesten ermöglicht, um somit eine sonnenoptimierte 
Bauweise zu unterstützen. Eine Vorgabe zur Stellung der baulichen Anlagen erfolgt ausdrücklich nicht. 

Allerdings wird – gerade im Hinblick auf die bereits verbindlich festgesetzte Dachbegrünung - von 
weitergehenden Festsetzungen, wie bspw. einer zwingend einzuhaltenden Firstrichtung, im Hinblick auf 
das Gebot der planerischen Zurückhaltung abgesehen, sodass dem Erschließungsträger noch eine hin-
reichende Flexibilität zur Stellung der Gebäude etc. verbleibt. Andererseits werden aber auch jegliche 
Vorgaben für derartige Parameter, die auch aus anderen städtebaulichen (insbesondere gestalterischen) 
Gründen festgesetzt werden können, ausdrücklich vermieden bzw. offen gelassen, oder es werden dazu 
zumindest sehr weite Spektren festgesetzt, sodass jedwede Einschränkung für die optimale Nutzung 
erneuerbarer Energien unterbleibt. 

Aufgenommen in die textlichen Festsetzungen wurde jedoch zum einen die ausdrückliche Zulässigkeit 
der Errichtung von Solar- und Fotovoltaikanlagen auf den Dachflächen. 

Darüber hinaus ist aber auch auf die speziellen energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Ver-
pflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien zu verweisen, die bei 
der konkreten Bauplanung und Bauausführung ohnehin zwingend zu beachten und einzuhalten sind. 
So sind nach dem neuen GEG (Gebäudeenergiegesetz) die Eigentümer von Gebäuden, die neu 
errichtet werden, bereits dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes durch die antei-
lige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Zudem ist nach GEG sicherzustellen, dass bei 
der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen 
zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist. 
Daher ist aber auch bei einer Bauleitplanung stets auch zu bedenken, dass das GEG regelmäßigen 
Aktualisierungen unterworfen sein wird, welche den Bauherrn zunehmend „strengere“ Auflagen zur 
Einsparung von Energie vorgeben, und es kann angesichts der Klimaschutz-Thematik mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass diese Tendenz in absehbarer Zeit so bleiben 
wird.  
Dahingegen sind die Festsetzungen eines Bebauungsplanes (ohne seine förmliche Änderung) grund-
sätzlich unbegrenzt gültig und somit statisch, sodass es demnach zu erwarten oder zumindest möglich 
wäre, dass diese dereinst hinter denen der Vorgaben des dann aktuellen GEG zurückbleiben würden. 
Zudem ist es angesichts der technischen Entwicklung ebenso denkbar, dass ein Bauherr ggf. auch 
andere (effizientere und wirtschaftlichere) Varianten des Einsatzes von Formen der erneuerbaren 
Energie als die festgesetzten Energie-Einsparmöglichkeiten vorweisen könnte, die ebenso oder gar 
mehr zum Klimaschutz beitragen würden. 

Entsprechende Festsetzungen bedingen zudem auch einen relativ starken Eingriff in das Eigentum. 
Die daraus resultierenden Wirtschaftlichkeitsaspekte sind bei verbindlichen Vorgaben in der Abwägung 
auch zu beachten. So sind bspw. unzumutbar hohe Mehrbelastungen für einen Bauherrn (Investitions-
kosten) zugunsten sich auf klimaschützende Überlegungen stützender Festsetzungen auszuschließen.  

Aus all diesen Gründen – aber auch im Hinblick auf die die in der Bauleitplanung auch zu wahrenden 
Prinzipien der Verhältnismäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Umsetzbarkeit - wird es im vorliegenden 
Fall aber auch als legitim erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der Ener-
gieeinsparung nicht noch weitergehende verbindlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufzuneh-
men, sondern vielmehr auf die gültigen (und zudem stetig in Fortentwicklung begriffenen) gesetzlichen 
Regelungen in ihrer jeweils gültigen Fassung zu verweisen.  
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7.9 Immissionsschutz 

Insbesondere infolge der Nähe des Plangebietes zu der unweit östlich folgenden Autobahn wurde 
bereits ein schalltechnisches Gutachten beauftragt. Darin wird die immissionsschutzrechtliche 
Vereinbarkeit der geplanten Wohnbebauung mit dem Verkehrslärm der A 61 untersucht.  

Im Falle von Überschreitungen der Immissionsricht- bzw. Orientierungswerte sind ggf. Empfehlungen 
zur Minimierung der Schalleinwirkungen zu erarbeiten, die dann im Bebauungsplan festzusetzen sind, 
um die baugesetzlich vorgeschriebenen gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse sichern zu können. 

Das noch nicht vorliegende Gutachten wird zur Offenlage Anlage zur Begründung und somit Bestand-
teil der vorliegenden Bebauungsplanung.  

 
 

7.10 Bedingtes Baurecht 

Es werden Vorbedingungen für die Rechte auf bauliche Nutzungen in die Textfestsetzungen aufge-
nommen. Insbesondere wird das Instrument des bedingten Baurechts gemäß § 9 Abs. 2 festgesetzt, 
wonach eine Durchführung von Erdarbeiten bzw. sonstiger die Bodenoberfläche verändernder Maßnah-
men auf und im Nahbereich der Flächen, die im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Karte 1) als nach-
gewiesener oder potenzieller Zauneidechsen-Lebensraum bewertet wurden, ist erst nach der 
fachgerechten Vergrämung der Tiere in die entsprechend vorbereiteten Flächen sowie der Einhaltung 
weiterer Schutzmaßnahmen zulässig sind. 

Der Beginn derartiger Maßnahmen in diesem Teilgebiet ist nur mit Zustimmung der Unteren Naturschutz-
behörde möglich. Die erforderlichen Maßnahmen sind von einer zuständigen Umweltfachbegleitung zu koor-
dinieren und zu begleiten; diese hat die Vorgehensweise sukzessive mit der Unteren Naturschutzbehörde ab-
zustimmen. Dabei ist jeweils zu belegen, dass im Sinne des § 44 Nr. 5 BNatSchG durch geeignete Maßnahmen 
gewährleistet ist, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Art im 
räumlichen Zusammenhang kontinuierlich und weiterhin erfüllt wird. 
Die dazu dann ggf. erforderlichen Maßnahmen bzw. die in dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag aufge-
führte Vorgehensweise werden über die vorliegende Bebauungsplanung planungsrechtlich gesichert.   

Der ́ besondere Fall`, bei dem dieses städtebauliche Instrument des bedingten Baurechts nur eingesetzt 
werden darf, ist im vorliegenden Fall dadurch gegeben, dass die strengen artenschutzrechtlichen Rege-
lungen (die nicht der gemeindlichen Abwägung unterliegen) erfüllt werden müssen, zumal Alternativen 
hier nicht möglich sind. In diesem Fall kann die Zulässigkeit der Kliniknutzung bzw. eben schon der 
vorbereitenden Erdarbeiten an eine solche aufschiebende Bedingung geknüpft werden. Die Stadt bzw. 
die RFK als der Erschließungsträger wissen dadurch, dass die neue Nutzung erst nach Eintritt der 
Bedingung zulässig ist, und können entsprechend kalkulieren. Anderenfalls wäre die Einhaltung der 
Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG nicht zu gewährleisten. Die getroffene Festsetzung bestimmt 
den Eintritt der Bedingung (wann die erforderlichen Maßnahmen als erfüllt angesehen werden können) 
hinreichend konkret. Auch erscheint der Eintritt der Bedingung hinreichend gewiss, da er in den 
(Mit-)Verantwortungsbereich der Stadt fällt.        

 
 
 

8. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
In Abschnitt 2. der Textfestsetzungen werden einige wenige gestalterische Festsetzungen getroffen.  

Der Planungsträger hat Festsetzungen beschlossen, die dazu dienen sollen, ästhetisch unerwünschte 
Erscheinungen vom Orts- oder Landschaftsbild fern zu halten, ohne aber gleichzeitig dem Träger der 
Klinik-Erweiterung allzu viel Gestaltungsspielraum zu nehmen. Aus diesem Grunde werden werden die 
Vorgaben auf wenige (für die Außenwirkung wesentlich erscheinende) Elemente beschränkt, während 
dem Träger die übrige Gestaltung von Gebäuden und Freianlagen freigestellt bleiben soll. 
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8.1 Dächer 

Zur Gestaltung von Dächern wird leidglich festgesetzt, dass für Gebäude ab einer Grundfläche von 
25 qm nur Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung von 0 bis 7° zulässig sind. Dies 
dient dazu, die vorgeschriebene Dachbegrünung (die bereits in Kap. 7.6.7 erläutert und begründet 
wurde) vorzubereiten bzw. zu sichern. 

 

8.2 Solare Energiegewinnung auf Dächern  

Da es inzwischen technisch ohne weiteres möglich ist, auch auf vollständig begrünten Dächern Solar-
anlagen aufzuständern, wird (mehr oder weniger klarstellend) festgesetzt, dass auch die Installation von 
Fotovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren unabhängig von sonstigen Vorgaben zulässig ist. 

Die ökologische Gesamtwirkung derartiger Anlagen (insbesondere zum Klimaschutz sowie zu einer 
dezentralen Energieversorgung) wird hier grundsätzlich höher gewichtet wird als ortsbildgestalterische 
bzw. landschaftsästhetische Belange.  

Dennoch werden einige wenige Vorgaben zur besseren gestalterischen Einbindung in die Dach-
elemente festgesetzt, dass auf den flachen oder flach (bis maximal 7°) geneigten Dächern (die für Haupt-
gebäude ja vorgeschrieben sind) freistehende Anlagen bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig sind, da 
ansonsten auf ihnen keine Solaranlagen mit einer sinnvollen Neigung errichtet werden könnten. Als 
einzige Restriktion wird vorgegeben, dass diese dann aber mindestens 1,50 m von den Rändern des 
Daches zurückbleiben müssen, um eine optisch mglw. nachteilige Außenwirkung zu minimieren. 

Um die grundsätzlich erwünschte Solarenergienutzung aber im Einzelfall nicht unverhältnismäßig 
einzuschränken, wird eine Ausnahme-Regelung eröffnet, wonach von den vorstehend definierten 
Maßen und Vorgaben Abweichungen zugelassen werden können, wenn nachgewiesen wird, dass deren 
Einhaltung eine unverhältnismäßig hohe Einschränkung für den angestrebten Energieertrag zur Folge 
hätte. 

 

8.3 Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke 
Das Gebot der gärtnerischen Anlage der nicht überbauten Grundstücksflächen soll die Nutzung dieser 

Bereiche als Arbeits- oder Lagerflächen verhindern, die dem Siedlungsbild des neuen Klinik-Geländes 
abträglich wären. Außerdem soll damit auch indirekt die innere Durchgrünung und somit die lokal-
klimatische und ästhetische Optimierung des Erweiterungsgebietes gefördert werden.  

Das dabei ausdrücklich festgesetzte Gebot der Anlage von Vegetationsstrukturen ohne die Verwen-
dung von Kunststoffmaterialien dient u. a. auch dazu, die in jüngster Zeit verstärkt aufkommende Ver-
legung von Kunstrasen auszuschließen. Dieser wird energie- und materialintensiv aus Polyethylen (PE) 
und Polypropylen (PP) hergestellt, entlässt – auch ohne die inzwischen von Verboten betroffenen 
Gummi-Granulat-Füllungen - Kunststoffpartikel in die Umwelt und endet irgendwann als Plastikmüll; 
dies gilt es zu vermeiden. 

Die außerdem getroffene Festsetzung, dass „lose Stein- / Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, 
Kies, Glas), die nicht pflanzlichen Ursprungs sind“, nicht zulässig sind, ist aus umwelt- bzw. natur-
schutzfachlicher Sicht grundsätzlich geboten, da derartige „Gärten“ zahlreiche ökologische und lokal-
klimatische Nachteile aufweisen (im Folgenden seien nur die wichtigsten genannt), die letztlich auch 
öffentliche Belange berühren:  

- Sie stellen eine vermeidbare Bodenversiegelung dar (bei wasserdurchlässigen Vliesen als Teilver-
siegelung, bei Folien gar als Vollversiegelung zu werten und daher auf die GRZ anzurechnen), 
welche die natürliche Grundwasserspeisung weiter verringert.  

- Schotter-/Kiesflächen speichern im Sommer die Sonnenwärme und tragen zur Überhitzung der 
Städte und Gemeinden bei („Stadtklima-Effekt“).  

- Diese Flächen sind in der Regel (zunächst) „biologisch tot“ - Pflanzen können nicht wurzeln, für 
Tiere sind sie weitgehend wertlos („Steinwüsten“).  

- Wenn sich nach wenigen Jahren organische Substanz bildet (sofern Angewehtes nicht regelmäßig 
mit dem Laubbläser weggeblasen wird), wird häufig nach einigen Jahren mit giftigen Pestiziden 
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(in anderen Ländern bereits komplett verboten) gegen dennoch wachsendes Grün vorgegangen 
(sehr häufig auch illegal, bspw. mit Mitteln wie Glyphosat). 

In der vorzunehmenden Gesamtabwägung zwischen diesen öffentlichen bzw. ökologischen Belangen 
und den privaten Belangen des Erschließungsträgers werden die erstgenannten Belange höher gewichtet. 

Ausnahmen von diesem Steinschüttungs-Verbot sind lediglich zulässig für Traufstreifen in einer 
Breite von maximal 50 cm unmittelbar an der Hauswand, die der raschen Ableitung von Niederschlags-
wasser in den Untergrund dienen und daher eine wichtige Funktion auf einer vergleichbar kleinen Fläche 
erfüllen. 

 
 
 

9. Umweltprüfung 

Zur angemessenen Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a 
BauGB ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für alle Bauleitpläne eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Diese sind in einem Umwelt-
bericht (UB) gemäß den Vorgaben der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB zu beschreiben und zu 
bewerten. Der Umweltbericht stellt somit die Ergebnisse der Umweltprüfung dar, die in der Abwägung 
zu berücksichtigen sind. 

Der Umweltbericht ist ein selbstständiger Bestandteil der Begründung zum Bauleitplan.  

Die Erarbeitung des Umweltberichtes folgt zur Öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB sowie zur Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauGB – nach Rückmeldung der frühzeitig Beteiligten im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. 

Es wurde aber bereits, wie bereits erwähnt, eine Artenschutzrechtliche Prüfung erarbeitet, deren 
Ergebnisse in die vorliegende Planung eingeflossen sind. Die daraus abgeleiteten Empfehlungen wurden 
vollumfänglich berücksichtigt und durch entsprechende zeichnerische und textliche Festsetzungen 
planungsrechtlich gesichert; dazu sei auf die entsprechenden Erläuterungen in den Kap. 7.6.1 bis 7.6.3 
verwiesen.  

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag, der auch eine flächendeckende Biotoptypenkartierung enthält,�
ist bereits Anlage zur Bebauungsplanung.  

Derzeit ist es absehbar, dass trotz der umfangreichen Eingrünungsmaßnahmen der umwelt- und 
naturschutzfachliche Ausgleich nicht vollständig im engeren Geltungsbereich erbracht werden kann, 
sodass der Kompensationsbedarf auf externen Flächen zu decken ist.  

Dabei wird der funktionale Ausgleich im Wesentlichen für den Eingriff in die Schutzgüter Boden- 
und Wasserhaushalt zur erbringen sein, welcher durch die zu erwartende Neuversiegelung entstehen 
wird. Hingegen werden die übrigen Schutzgüter in dieser ökologisch relativ wertarmen und auch völlig 
gehölzfreien Landwirtschaftsfläche allenfalls in geringem Maße beeinträchtigt, oder aber bereits im 
Geltungsbereich durch die umfangreichen Pflanzgebote ausgeglichen.  

Dies ist insbesondere dadurch gesichert, dass sämtliche außerhalb von reinen Ackerflächen liegenden 
Habitatstrukturen im Bebauungsplan durch eine Festsetzung als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
gesichert werden.  

Dem Gebot der Vermeidung von Eingriffen wird somit – mit Ausnahme der für die städtebauliche 
Zielsetzung unvermeidbaren Versiegelungen – auf die bestmögliche Art Rechnung getragen.  

[ Näheres dazu folgt vor der Öffentlichen Auslegung  gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ]    
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10. Abwägung / Auswirkungen der Planung 
Für jede städtebauliche Planung ist das Abwägungsgebot gemäß § 1 Abs. 7 BauGB von besonderer 

Bedeutung. Demnach müssen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abgewogen werden.  

Die Abwägung ist die eigentliche Planungsentscheidung. In deren Rahmen entscheidet sich der 
Planungsträger für die Berücksichtigung bestimmter Interessen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange. 

Die nach derzeitigem Kenntnisstand vorhersehbaren Auswirkungen der Planung auf die verschiede-
nen Belange, die nach § 1 Abs. 6 BauGB in der Bauleitplanung insbesondere zu berücksichtigen und 
damit Grundlage einer sachgerechten Abwägung untereinander sind, werden im Folgenden zusammen-
fassend dargestellt. 

Da die wesentlichen Auswirkungen der Planung bereits im Rahmen der vorstehenden Erläuterungen 
der städtebaulichen Konzeption, der planungsrelevanten Vorgaben und / oder der einzelnen Festsetzun-
gen erörtert und ersichtlich wurden, beschränken sich die folgenden Ausführungen überwiegend auf 
noch nicht behandelte Aspekte sowie – zur Vermeidung von Mehrfachausführungen - auf Querverweise 
zu den jeweiligen Stellen der vorliegenden Begründung, in denen entsprechende Erläuterungen zu fin-
den sind. 

Zur besseren Übersichtlichkeit werden die Auswirkungen in einer Tabelle dargestellt. 
 

Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB  

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang  
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Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB  

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang  
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Städtebaulicher Belang  
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB  

Voraussichtliche Auswirkung der 
Planung auf den Belang  
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DÖRHÖFER & PARTNER ¾¾¾¾¾  Ingenieure ·  Landschaftsarchitekten ·  Raum- und Umweltplaner 

11. Umsetzung der Planung 
 

11.1 Eigentumsverhältnisse 

Sämtliche Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich in Privateigentum.  
 
 

11.2 Bodenordnung 

Da die Flächen vom Klinik-Träger erworben wurden, ist kein förmliches bodenordnendes Verfahren 
erforderlich. 

 
 

11.3 Kosten, Finanzierung 

Die Kostentragung für sämtliche Planungen, Gutachten etc. sowie für die Realisierung sämtlicher 
Erschließungs- und Bauvorhaben im Geltungsbereich wurde durch einen Städtebaulichen Vertrag auf 
den privaten Erschließungsträger (RFK) übertragen.  

Abgesehen von den unumgänglichen Mindestleistungen der Verwaltungsmitarbeiter im Rahmen der 
planungshoheitlichen Tätigkeiten (so insbesondere im Rahmen des nicht vollständig delegierbaren Bau-
leitplanverfahrens etc.) fallen für die Stadt als Planungsträger keine Kosten an, zumal auch keine öffent-
lichen Erschließungsanlagen hergestellt werden müssen. 

 
 

11.4 Flächenbilanz / Statistik 

Der Bebauungsplan weist folgende Flächenbilanz auf (digital ermittelt; Abweichungen aber möglich): 
 

Festgesetzte Nutzung Fläche, ca. [qm] Anteil [%]  

Sondergebietsflächen „Klinik“ 53.535  73,5% 
davon Teilgebiet SO1   13.575  18,6% 
davon Teilgebiet SO2   19.050  26,1% 
davon Teilgebiet SO3   13.690  18,8% 

davon Teilgebiet SO4a   3.130  4,3% 
davon Teilgebiet SO4b   3.960  5,4% 

Private Straßenverkehrsflächen 3.230  4,4% 
Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (mit der 
Zweckbestimmung ´Fuß- / Radweg`)  

130  0,2% 

Flächen für die Wasserwirtschaft (naturnahe 
Oberflächenwasserbewirtschaftung / RRB) / i. V. m. Flächen für 
den Naturschutz  

2.750  3,8% 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft - Bestandsstrukturen im Bereich 
der Böschung sowie südlich des Personal-Wohnheims 

2.470  3,4% 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft - neu geplante Randeingrünungen 

10.880  14,9% 

Gesamtfläche  72.865  100,00% 
 

Anlagen: 

s. Inhaltsverzeichnis 

 


